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10  
1/2017  

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
    
Tag und Zeit:         Donnerstag, 16. Februar 2017 
 
Tagungsort:         Rathaussaal    
 
Beginn:           19.00 Uhr    
 
  

A n w e s e n d e : 
 

ÖVP-Fraktion:  
 
     1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender  
     2. Vizebgm.      Klaudia Haberl  

  3.  GV.         Markus Kitzberger  
  4.  GR.         Dr. Oskar Vogel  

     5.  GR.        Gabriele Mayr  
     6.  GR.         Ing. Harald Mayrhofer  
     7.  GR.         Friedrich Seiringer-Gaubinger  
     8.  GR.         Franz Bauer  
     9.  GR.         Markus Muhr 

10.  GR.         Peter Reiter 
11.  GR.         Dagmar Blaikner  
12. GR.         Jakob Moser  
13.  GR.         Gerald Egger  

 
 

FPÖ-Fraktion:  
 

14.  Vizebgm.      Karin Hemetsberger  
15.  GR.        Dipl.-Ing. Sepp Hoyer  
16.  GV.         Rudolf Hemetsberger  
17.  EG.        Walter Sailer 
18.  GR.         Siegfried Schmuck  
19.  GR.         Manfred Grubinger  
20.  GR.         Christa Leeb-Dorfer  

 
 

SPÖ-Fraktion:  
  
   21.  GV.         Ing. Kurt Berger   

22. GR.         Roswitha Mohr  
23.  GR.         Sandra Grausgruber  
24.  GR.         Harald Huber  
25.  GR.         Michaela Schuster  
26. GR.         Gerald Mayrhofer  
27.  GR.         Rudolf Stockinger 
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GRÜNE-Fraktion:  
 

28.  GV.         Claudia Hauschildt-Buschberger  
29.  GR.         Mag. Ursula Kölblinger  
30.  GR.         Dr. Siegfried Gierlinger   
31.  EG.         Sabine Mair-Fellner  

  
 
 
Bürgerfragestunde 
 
 11 Zuhörer 
 
 
 
 
  
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 7.2.2017 öffentlich kundgemacht 
  wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 15.12.2016 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird Amtsleiter Hans Schmidt bestimmt 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionen folgende Gemeinderats-
mitglieder bekannt gegeben:  
 

Für die ÖVP-Fraktion:     GV. Markus Kitzberger 
 

Für die SPÖ-Fraktion:    GV. Ing. Kurt Berger 
 

Für die FPÖ-Fraktion:    GV. Rudolf Hemetsberger  
 

Für die GRÜNE-Fraktion:  GV. Claudia Hauschildt-Buschberger  
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T a g e s o r d n u n g 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a) Die Fraktionsvorsitzende der Grünen Seewalchen Claudia Hauschildt-Buschberger hat mit 

Niederschrift vom 16. Jänner (amtlich kundgemacht am 17. Jänner) ein Verfahren zur 
Durchführung einer Volksbefragung gem. § 38 der Gemeindeordnung zur Frage der 
Umwidmung des Autobahnauffahrtsareals beim Spar-Projekt eingeleitet. Mit Erreichen von 674 
Unterstützungserklärungen (15 % der Seewalchner Wahlberechtigten der GRW 2015), die 
innerhalb von 4 Wochen im Gemeindeamt abgegeben werden müssen, ist eine Volksbefragung 
durchzuführen. Mit Ende der Eintragungsfrist (lt. amtlicher Kundmachung vom 17. Jänner: 17.1. bis 
14.2.2017, täglich von 8-12 Uhr, Do. zusätzlich 13-17 Uhr) wurden insgesamt 405 
Unterstützungserklärungen (das sind 9,01 % der Wahlberechtigten zur GRW 2015) 
abgegeben, wodurch die für die Durchführung einer Volksbefragung erforderliche Anzahl nicht 
erreicht wurde. 
 

b) Das Volksbegehren „Gegen TTIP/CETA“ (Eintragungsfrist 23. bis 30.1.2017) wurde in 
Seewalchen von 514 Personen (das sind 12,01% der dafür Stimmberechtigten) unterzeichnet. 

 
c) Herr Baumeister Ing. Norbert Hartl, MSc, MBA, Promenade 1b, vertreten durch die Müller Partner 

Rechtsanwälte GmbH in Wien, hat mit Schreiben vom 15.2.2017 (eingelangt am 16.2.2017) einen 
„Antrag auf Zustellung des Bescheides und Akteneinsicht“ zum Projekt „Pfahlbauspielplatz“  
gestellt. Nach Auffassung von Herrn Hartl bzw. dessen Rechtsvertretung sei das gegenständliche 
Projekt ein baubewilligungspflichtiges Vorhaben. Demzufolge sei Herr Hartl als Nachbar zu 
berücksichtigen. Weiters wird in diesem Schreiben u.a. eingewendet, dass der öffentlich 
zugängliche Spielplatz eine Gefahr für die Gesundheit und Sicherheit der dort spielenden Kinder 
darstellen könne, sowie dass die auf Holzpfeiler gestützten Baumhäuser das Sichtfeld auf dem 
Grundstück des Antragstellers erheblich beeinträchtige, und dass mit Lärmemissionen zu rechnen 
sei.  

 
d) Herr Baumeister Ing. Norbert Hartl, MSc, MBA, Promenade 1b, vertreten durch die Müller Partner 

Rechtsanwälte GmbH in Wien, hat mit weiterem Schreiben vom 15.2.2017 (eingelangt am 
16.2.2017) eine Säumnisbeschwerde in Bezug auf seinen Baubewilligungsantrag vom 22. Juni 
2016 (eingelangt am 27. Juni 2016), eingebracht, und den Antrag an das 
Landesverwaltungsgericht gestellt, das LVWG Oberösterreich möge über den Antrag des Herrn 
Hartl auf Erteilung einer Baubewilligung entscheiden, eine mündliche Verhandlung durchführen und 
dem Antragsteller die Baubewilligung antragsgemäß erteilen. Weiters wird in diesem Schreiben 
mitgeteilt, dass gegen den Bürgermeister ein Amtshaftungsverfahren eingeleitet werde. 

 
e) Bei der Sitzung des Lenkungsteams für den Neubau der Volksschule am 25. Jänner wurden 

die nächsten Schritte zur weiteren Projektentwicklung besprochen, u.a. auch der Einreichplan, der 
noch vom Gemeinderat abgesegnet werden muss. Diskutiert wurde u.a. auch über eine Alternative 
zur geplanten Erdgasheizung (Wärmepumpenheizung mit Tiefenbohrung). In der Einreichplanung 
ist auch eine PV-Anlage vorgesehen. Weiters wurde auch das Thema „Containerschule“ als 
Ausweichquartier für die VS während der Abbruch und Bauarbeiten diskutiert. Es gäbe neben dem 
Neuankauf oder der Miete einer neuen Containerschule auch die Möglichkeit, die gebrauchte 
Containerschule der NMS Schörfling zu erwerben. Die Schörflinger Container stehen allerdings erst 
ab August zur Verfügung. Das würde bedeuten, dass die Seewalchner Containerschule erst im 
Herbst aufgebaut werden kann, die Übersiedlung der VS erst kurz vor bzw. während der 
Weihnachtsferien und anschließend der Baubeginn (Abbrucharbeiten) erfolgt. Von den 
anwesenden Vertretern der VS (Direktorin, Lehrervertreterin) wurde diese Variante als machbar 
und günstig angesehen. Die endgültige Entscheidung wird im Zusammenhang mit den genauen 
Kostenermittlungen (Ausschreibungen) erfolgen.  

 
f) LHStv. Stelzer teilte mit, dass aus seinem Ressort für die zwei Gruppen GTS in der NMS 

Seewalchen ein Förderbeitrag des Landes in Höhe von € 12.888.- bewilligt wurde, sowie dass für 
die geplanten drei Gruppen GTS im Neubau der VS Seewalchen eine Fördersumme in Höhe von 
€ 165.000.- in Aussicht gestellt wird. 
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g) LR Hiegelsberger teilte mit, dass aus seinem Ressort BZ in Höhe von € 40.000.- für das 

Straßenbauprogramm 2016 freigegeben wurden. 
 
h) Hinsichtlich der bis dato nicht erfolgten Wiederfreimachung des sog. „Rohringer-Wegerls“ wurde 

von RA Morscher als Rechtsvertreter der Marktgemeinde Seewalchen beim Bezirksgericht V`bruck 
die Klage auf Feststellung des Bestehens einer Dienstbarkeit und Wiederherstellung des 
vorigen Zustandes eingebracht. Nach der vorbereitenden Tagsatzung beim BGV am 8. Februar 
wurde nun ein gerichtlicher Lokalaugenschein für 21. April anberaumt. 

 
i) Causa Zoister, Nösnerstraße: Da keine Einigung mit der Anrainerin betr. Zustimmung zum 

Bestand der Asfaltierung des 60cm-Einrückstreifens entlang des Zaunes erzielt werden konnte, 
wurde im Herbst 2016 der Rückbau veranlasst. Die Baurechtsabteilung des Landes teilt nunmehr 
mit, dass bezgl. der Aufsichtsbeschwerde von Frau Zoister das Verfahren eingestellt wurde. 

 
j) Die Abteilung Raumordnung im Amt der O.Ö. Landesregierung teilte mit Schreiben vom 18.1.17 

mit, dass die Verordnung des Gemeinderates zur Erklärung eines Neuplanungsgebietes im 
Bereich der Promenade Seewalchen durch die Zusatz-VO vom 15.12.16 seit 31.12.16 
rechtswirksam ist. 

 
k) Die Landeskulturdirektion teilte mit, dass für die geplante Sicherung der Pfahlbau-

Kulturschichten in der Sprungturmgrube Seewalchen ein Förderbeitrag in Höhe von € 11.000.- 
vorgemerkt wurde. Vom Bundesdenkmalamt ist bereits eine Förderung in Höhe von € 10.921.- 
überwiesen worden. Das Vorhaben soll im Herbst 2017 umgesetzt werden. Der Ziviltechniker DI 
Wolfgang Landrichter aus Vöcklabruck hat sich freundlicherweise bereit erklärt, die Bauleitung 
ehrenamtlich und kostenlos zu übernehmen. 

 
l) Dkfm. Dr. Peter Skoupy aus Gerlham teilte mit Schreiben vom 20.12.16 an den Bürgermeister 

u.a. mit: „Ich möchte mich bei Ihnen und Ihren Mitarbeitern für die kompetente und umsichtige 
Durchführung des Kanalbaues in Gerlham bedanken“.  

 
m) Frau Judith Zaglmair aus Seewalchen teilte mit Mail vom 23.011.17 Folgendes mit: 

Liebe Verantwortliche und Mitarbeiter der Gemeinden Schörfling und Seewalchen (in 
alphabetischer Reihenfolge)! So oft wie möglich lege ich meine Wege zu Fuß zurück. In diesem 
mittlerweile Ausnahmewinter ist dies ein besonderer Genuss, da aus meiner Sicht in beiden 
Gemeinden die Schneeräumung bestens funktioniert. Auch jetzt ist es möglich, den Großteil der 
Strecken abseits von Straßen (und somit Schneematsch und Spritzgefahr) zurückzulegen. Die 
Gehwege sind gut geräumt bzw. gestreut und vielerorts wird der Schnee überhaupt entfernt. Die 
Salzstreuung beschränkt sich auf die Hauptstraßen. Mir gefällts!!! Mit bestem Dank. Judith 
Zaglmair, Seewalchen. 

 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs. 3 der o.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der heute stattfindenden Gemeinderatssitzung zu nehmen. 
 
Neubau Volksschule  

Übertragungsverordnung  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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Dringlichkeitsantrag Nr. 2 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs. 3 der o.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der heute stattfindenden Gemeinderatssitzung zu nehmen. 
 
Kulturausschuss 

Nachwahl 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
TOP 14 wird abgesetzt. 
 
 
 
1.  Bürgerfragestunde 

Organisation  
 
Bgm. Reiter: 
In der GRS am 17.12.2015 wurde beschlossen, die Bürgerfragestunde vor Beginn der 
Gemeinderatssitzung durchzuführen. Anfragen dürfen sich nicht auf Tagesordnungspunkte, die in der 
jeweiligen Sitzung behandelt werden, beziehen. Weitere Regelungen wurden nicht festgelegt. 
Gem. § 53 Oö. GemO ist eine Bürgerfragestunde nicht Teil der Gemeinderatssitzung. Sie findet „vor", 
dh. vor dem Beginn, oder „nach". dh. nach dem Ende der Gemeinderatssitzung statt. Für den Ablauf 
einer Bürgerfragestunde gelten die im Gesetz und in der Geschäftsordnung (§ 66 Abs 1) für den Gang 
der Gemeinderatssitzungen statuierten Vorschriften n i c h t.  
Findet eine Bürgerfragestunde vor der Gemeinderatssitzung statt und endet sie früher als ursprünglich 
veranschlagt, so darf mit der Sitzung des Gemeinderats dennoch erst zu der in der Einberufung 
angesetzten Uhrzeit (§ 45 Abs 1 und 4) begonnen werden.  
Inhalt und Ablauf der Bürgerfragestunde werden vom Gesetz nicht geregelt. Daraus ergibt sich, dass 
den „Bürgern" auch kein Rechtsanspruch - weder auf Abhaltung überhaupt noch auf eine bestimmte 
Gestaltung, einen bestimmten Inhalt oder einen bestimmten Ablauf der Fragestunde (etwa auf 
Anwesenheit bestimmter Gemeindemandatare oder auf Beantwortung von Fragen) - zukommt. Auch  
besteht für den Gemeindemandatar keine gesetzliche Pflicht, bei der Bürgerfragestunde anwesend zu 
sein oder an ihn gerichtete Fragen zu beantworten.  
Ebenso wenig ist gesetzlich normiert, wer als "Bürger" an der Fragestunde teilnehmen darf. Daher ist 
es nicht zulässig, diesen Begriff jenem des "Gemeindemitglieds" (Hauptwohnsitz !) gleichzusetzen.  
Auch der Kreis der zulässigen Fragen wird vom Gesetz nicht abgesteckt. Aus der Verbindung mit dem 
Gemeinderat und seiner Sitzung liege sich allenfalls eine Begrenzung auf den eigenen 
Wirkungsbereich der Gemeinde ableiten. Dem kann freilich der nur informelle, rein informative 
Charakter der Fragestunde entgegengehalten werden, der einen Ausschluss von Materien des 
übertragenen Wirkungsbereichs nicht unbedingt notwendig zu machen scheint.  
Bei der Beantwortung von Anfragen sind die Bestimmungen über die Amtsverschwiegenheit sowie 
eventuelle sonstige gesetzliche Verschwiegenheitspflichten zu beachten.  
Trotz der gesetzlichen Freistellung von einer näheren Regelung bedarf der geordnete Ablauf von 
Bürgerfragestunden eines Mindestmaßes an "Organisation" (z.B. Dauer, Leitung, Worterteilung, 
Redezeit etc.) Da der Gemeinderat über das „Ob" von Bürgerfragestunden entscheidet, kann er auch 
über das "Wie", also den Ablauf, für den konkreten Fall oder mit generell-abstrakter Wirkung 
Festlegungen treffen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes folgende Richtlinien für 
die Bürgerfragestunde festzulegen: 

 Beginn Bürgerfragestunde - vor Sitzungsbeginn um 19:00 Uhr, Beginn GRS um 19:30 Uhr 
(sollte Bürgerfragestunde vor 19:30 Uhr enden, wird die Gemeinderatssitzung eröffnet.  

 Leitung:  Bürgermeister 
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 Anfragen nur im eigenen Wirkungsbereich unter Ausschluss jener Punkte, die auf der 
Tagesordnung der jeweiligen Sitzung sind 

 Zahl der Anfragen pro Person auf 2 begrenzt  

 Anfragezeit pro Anfrage 2 Minuten 
 
 
GR. Gierlinger stellt gem. § 13 Abs. 5 der Geschäftsordnung folgenden Gegenantrag: 
 
Der Gemeinderat möge beschließen, die Richtlinie 1 im Antrag dahingehend zu ändern, dass die 
GRS um 20:00 Uhr beginnt (und sollte die Bürgerfragestunde vor 20:00 Uhr enden, wird die GR-
Sitzung eröffnet) und die Richtlinie 3 im Antrag dahingehend zu ändern, dass Anfragen nur im 
eigenen Wirkungsbereich zulässig sind, wobei auch Fragen zu aktuellen Themen der 
Tagesordnung zulässig sind. 
 
GR.Gierlinger fügt zu Punkt 1 hinzu, dass es ja Bürgerfragestunde und nicht Bürgerfrageminute heiße. 
Aus Gründen der von allen Parteien angestrebten Bürgerbeteiligung, sollte man sich als 
Gemeindevertreter schon alle 2 Monate die Zeit nehmen um bei Bedarf auch 1 Stunde lang ein offenes 
Ohr für die Anliegen der Seewalchner Bürger zu haben. Vor allem für die, die sich aktiv bei Themen 
der Gemeindepolitik einbringen wollen. Zu Punkt 2 sei es für ihn demokratiepolitisch bedenklich, dass 
der Bürger sozusagen nur zu bereits getroffenen Entscheidungen Stellungnahmen abgeben dürfe, aber 
nicht zu den aktuell anstehenden Themen. Seiner Einschätzung nach solle diese Fragestunde ja dazu 
dienen, dem Gemeinderat eventuell noch nicht gehörte Argumente näherzubringen. Es bleibe dann 
jedem Gemeinderat selbst überlassen sich eine Meinung zu bilden und dementsprechend 
abzustimmen. Die eventuelle Auseinandersetzung mit kritischen Stellungnahmen sollte einem nicht 
davon abhalten mit den Bürgern ins Gespräch zu kommen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GR. Gierlinger gestellten Gegenantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  

      

Gegen den Antrag 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

      

Gegen den Antrag 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  

 
 
 
2.  Um- u. Zubau Feuerwehrhaus Steindorf  

Finanzierung 
 
Bgm. Reiter: 
Der von der IKD nunmehr vorgelegte Finanzierungsentwurf umfasst für dieses Bauvorhaben insgesamt 
€ 560.000. Davon entfallen auf die Gemeinde € 162.000 und auf die FF. Steindorf € 62.000. Von der 
IKD kommen im Jahr 2018 und 2019 je € 168.000,-. Durch den frühen Baubeginn (die Fördermittel des 
Landes fließen wie erwähnt erst 2018 u. 2019) muss die Gemeinde bis zum Jahr 2019 rd. € 200.000,- 
mittels Rücklagenentnahme vorfinanzieren. 
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes, den vorliegenden 
Finanzierungsplan zu beschließen. 

 
GV. Hemetsberger R. merkt an, dass es höchste Zeit sei, dass in Steindorf was mit dem Feuerwehrhaus 
geschehe. Es platze aus allen Ecken und Enden und er glaube, die Feuerwehr habe den Umbau 
verdient. Dies sei natürlich seitens der Gemeinde mit viel Geld verbunden, aber er glaube, dass dort 
so viel Kameradschaft und Zusammenarbeit herrsche mit den 1000enden Stunden die dort gearbeitet 
werden, dass man ihnen das gönnen müsse. 
 
GV. Hauschildt-Buschberger fragt nach, ob ihr Vorschlag bzw. Anliegen bedacht worden sei. Wenn die 
Feuerwehr dort neu gebaut werde, was ja auch dringend notwendig sei, dass man dann die Raum 
vorsehe, wo eventuell für den entsprechenden Wahlsprengel das Wahlsprengelbüro sei könne. Sie 
wolle das nur noch einmal betonen.  
 
Der Bürgermeister antwortet, dass dies leider nicht möglich sei, weil dies im Raumprogramm des 
Feuerwehrhauses nicht vorgesehen sei. 
 
GV. Hauschildt-Buschberger fügt hinzu, dass man ja vielleicht irgendeinen Raum dafür hernehmen 
könne, wo dann alle 6 Jahre “Publikumsverkehr” sei. 
 
GV Hemetsberger R. antwortet, dass man das alles schon gehabt habe. Früher sei im Gasthaus 
Hemetsberger der Wahlsprengel 4 gewesen. Da habe es dann geheißen, da wählen dann alle nur 
“blau”, weil der Wirt ein Freiheitlicher sei. Dann habe es geheißen, man gehe ins Feuerwehrhaus. Dort 
sei es aber dann zu kalt gewesen weil die Heizung nicht funktioniert habe. Man sei gut beraten es so 
zu lassen wie es jetzt sei. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
3.  Um- u. Zubau Feuerwehrhaus Steindorf 

Zuschlagsentscheidung Baumeisterarbeiten 
 
Bgm. Reiter: 
Die Baumeisterarbeiten wurden gem. § 37 Bundesvergabegesetz mittels nicht offenem Verfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung ausgeschrieben. 13 Firmen wurden zur Anbotlegung eingeladen,  
8 Firmen haben ein Angebot abgegeben. Aufgrund des Anbotöffnungsergebnisses ist die Firma EW-
Bau mit einem Anbotspreis von €  190.792,90 brutto Billigstbieter.   
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund des Vergabevorschlages der Bauleitung die Zuschlagsentscheidung für die 
Baumeisterarbeiten an die Firma Eiblmayr-Wolfsegger Hoch- u. Tiefbau GmbH zu einem 
Anbotspreis von € 190.792,90 brutto zu treffen.  

 
GV. Berger fragt nach, dass im Verhandlungsprotokoll gestanden sei, dass es einen Skonto gebe und 
da würde eine Vergabesumme von € 185.000,00 herauskommen.  
 
Der Amtsleiter antwortet, dass aufgrund des Vergabegesetzes wurde die Angebotssumme vergeben. 
Die 3% Skonto resultieren aus unseren allgemeinen Geschäftsbedingungen die der Ausschreibung 
zugrunde gelegen seien. Er habe dies im Preisspiegel angeführt, aber vergeben müsse man die 
Bruttosumme. Diese 3% Skonto könne man sich bei der Bezahlung abziehen aber nicht jetzt beim 
Zuschlag. 
 
GV. Berger fügt an, dass er sich falsch ausdrückt habe, man habe im Angebot 5% Nachlass im 
Preisspiegel angeboten und nicht den Skonto, den man aufgrund der allgemeinen 
Vertragsbedingungen habe.  
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Der Amtsleiter antwortet, dass die 5% Nachlass im Angebot bereits enthalten seien. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
4.  AtterWiki - Projekt „historische Haustafeln“ 

Finanzierungsbeitrag   
 
Bgm. Reiter: 
Für das Projekt „Historische Haustafeln“, welches federführend durch den Verein AtterWiki als 
Projektträger realisiert werden soll, haben sich alle zwölf REGATTA-Mitgliedsgemeinden 
ausgesprochen 
Die Detailplanung, Recherche von Fotos und Texten sowie das Einverständnis der Hauseigentümer ist 
für 2017 geplant, die Realisierung und Fertigstellung bis Ende 2018. Die Eigenmittelaufbringung von 
40% der Kosten sollte von den Gemeinden kommen. 60% Förderung über LEADER-Mittel. Im 
Förderprojekt ist auch die dringend notwendige Neufolierung der Glas-Info-Tafeln in den Gemeinden 
budgetiert, welche die Arbeitsgruppe eingefordert hat.  
 
Alle näheren Infos zu diesem Projekt sind den im Akt befindlichen Projektunterlagen zu entnehmen. 
Für die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee fällt für dieses Vorhaben lt. vorliegendem 
Finanzierungsvorschlag ein geschätzter Kostenbeitrag in Höhe von rd. € 8.500 an, welche im Budget 
für das Jahr 2017 bereits präliminiert sind. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

dem Verein Atter-Wiki zur Realisierung dieses Projektes einen maximalen Kostenbeitrag in 
Höhe von € 8.500,- zu gewähren. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
5.  Weitwanderweg 

Finanzierungsbeitrag zur Errichtung von Rastplätzen auf dem REGATTA-Weitwanderweg 
 
Bgm. Reiter: 
Der Tourismusverband Attersee beteiligt sich am Projekt „Salzkammergut-Trail“, einem 
Weitwanderwegprojekt, welches u.a. auch zum Attersee führt. Vom Traunsee kommend soll von 
Steinbach aus der Attersee-Ostwanderweg, eine Route Richtung Hongar, und schließlich über 
Schlosspark Schörfling und Promenade Seewalchen, dem Attersee-Westwanderweg, einer „Attergau-
Schleife“ wieder zurückführen. In jeder Gemeinde kann bzw. soll eine kleine Platzgestaltung erfolgen. 
Die Kosten werden zu rd. 60% über die Regatta gefördert. Die restlichen Mittel müssten als Eigenmittel 
der jeweiligen Gemeinden aufgebracht werden.  
In der Kulturausschusssitzung am 4. Februar wurde ursprünglich für die Gestaltung eines „Platzerls“ 
auf der Promenade entschieden. Im Zuge der Vorüberlegungen zur konkreten Ausführung dieses 
„Platzerls“ ist als alternative Möglichkeit die Errichtung eines neuen Aussichtsplatzes beim 
„Starzbauerngut“ entstanden. Das „Starzbauerngut“ (Familie Ebetsberger, Gerlham 14) liegt in 
Gerlham auf einer Anhöhe zwischen den Ortsteilen Moos, Hainingerbach, Windtal und Litzlberg, und 
bietet einen herrlichen Panoramablick über den Attersee. Die Familie Ebetsberger ist bereit, auf ihrem 
Grund ca. 20 bis 25 m2 für die Errichtung und den Bestand eines Aussichtsplatzes zur Verfügung zu 
stellen. Der Platz würde zwischen dem Bauernhof und der ehem. „Pension Bellevue“ mit 1-2 
Sitzbänken, Papierkorb, ev. kleiner Jausentisch, Schattenbaum und einer Panoramakarte errichtet 
werden.  
Der Aussichtsplatz würde mit Wegweisern ausreichend beschildert werden. Vom Westwanderweg gibt 
es im Bereich oberhalb der ehem. „Fischer-Schottergrube“, von wo aus ein schöner Blick auf 
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Seewalchen, Schloss Kammer und Schörfling besteht, einen Abzweiger über die neu asfaltierte Zufahrt 
zum Starzbauerngut zum Aussichtsplatz, und von dort bis zur Gerlhamerstraße. Über den Wiesenweg 
ins Windtal führt die Route am Jugendrotkreuzhaus vorbei, und mündet dann in Litzlberg beim 
„Wagner“ wieder in den Westwanderweg ein. 
 
In der Kulturausschusssitzung am 14. Juli wurde die Variante mit dem Aussichtsplatz beim Starzbauern 
befürwortet. Das Projekt soll nun im Frühjahr 2017 umgesetzt werden. Die Kosten für Unterbau, 
Bepflanzung, usw. liegen bereits vor. Kosten für die Panoramatafel und eine ev. großzügigere 
Möblierung sind noch einzuholen. Im Gemeindebudget ist der max. Eigenmittelanteil der Gemeinde mit 
€ 7.000.- limitiert. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes für die Errichtung eines 
Rastplatzes beim Starzbauerngut einen maximalen Kostenbeitrag aus Eigenmittel in Höhe 
von € 7.000,- zur Verfügung zu stellen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
6.  Abgaben 

Änderung der Lustbarkeitsabgabenverordnung v. 25. Februar 2016 
 
Bgm. Reiter: 
Der Gemeinderat hat am 25. Februar 2016 eine neue Lustbarkeitsabgabenordnung beschlossen. 
Durch die Lustbarkeitsabgabegesetz-Novelle 2016, LGBL.Nr. 58/2016 ist eine Änderung hinsichtlich 
Abgabenschuldner sowie Haftungsbestimmungen eingetreten. Diesen Änderungen wurde im nunmehr 
vorliegenden Verordnungsentwurf Rechnung getragen (siehe blau gekennzeichnete Textpassagen in 
den §§ 3 und 9). 
Die Abgabensätze für Spielapparate mit € 50,- bzw. € 75,- und für Wettterminals mit € 200,- je Apparat 
und Kalendermonat bleiben unverändert. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorliegende Verordnung zu beschließen 
                             
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
7.  Neue Mittelschule Seewalchen 

Teilrechtsfähigkeit 
 

Bgm. Reiter: 
Der Leiter der NMS Seewalchen benötigt zum Ansuchen um Erteilung der Teilrechtsfähigkeit         gem. 
§ 7 a Abs. 3 Oö. POG die Zustimmung des Schulerhalters.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

der Teilrechtsfähigkeit für den Leiter der Neuen Mittelschule Seewalchen, Herr Josef Dandler 
gem. § 7 a Abs. 3 Oö. POG die zuzustimmen 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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8.  Straßenrecht  
Verordnung über die Widmung einer Straße für den Gemeingebrauch  

 
Bgm. Reiter: 
Für die grundbücherliche Durchführung des Kaufvertrages zwischen Ernst u. Veronika Häupl betr. Weg 
zwischen Dr.F.-Seifert-Straße und Roitham ist eine straßenrechtliche Verordnung erforderlich.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorliegende Verordnung betreffend Feststellung des Gemeingebrauches zu beschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
  
 
9.  „Saison-Kinderbetreuungseinrichtung“ 

Durchführen eines Saisonkindergartens im Sommer 2017  
 
Bgm. Reiter: 
Der sog. „Sommerkindergarten“ wurde bereits mehrmals durchgeführt und sehr gut angenommen.  Das 
Familienzentrum wurde mit der Abwicklung beauftragt und der Sommerkindergarten wurde im zweiten 
Gruppenraum des Kindergartens Rosenau abgehalten. Der Kostenvoranschlag für 2017 wurde bereits 
eingeholt und ergibt einen Abgang von € 750,--. Der SKG 2017 soll wieder unter folgenden 
Bedingungen abgehalten werden. 
 

 Einhebung eines Unkostenbeitrages für Essen und Bastelbedarf in Höhe von  
      € 30,-- wöchentlich    
 Berufstätigkeit der Eltern bzw. Erziehungsberechtigten 
 Besuch eines Kindergartens im vorangehenden Kindergartenjahr (mindestens 6 Monate)  
 Kein Bustransport   
 Bei Kindern aus anderen Gemeinden die schriftliche Zustimmung der 

Hauptwohnsitzgemeinde, dass der Gastbeitrag (€ 170,--)  übernommen wird. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

in der Zeit vom 31.7. – 25.8.2017 eine „Saison-Kinderbetreuungseinrichtung“ unter 
vorgenannten Bedingungen im Kindergarten Rosenau durchzuführen und das 
Familienzentrum der Oö Kinderfreunde mit der Durchführung zu beauftragen. 

 
EG. Mair-Fellner stellt den Gegenantrag 

bezugnehmend auf den Tagesordnungspunkt Durchführung eines Sommerkindergartens 
Zeitpunkt des Besuchs eines Kindergartens im vorangehenden Kindergartenjahr mindestens 
6 Monate – folgendermaßen geändert werde: Besuch eines Kindergartens bzw. Krabbelstube 
im vorangegangenem Jahr und Mindestalter des Kindes 3 Jahre. 

 
Für die GRÜNE-Fraktion sei der Kindergarten eine Notlösung und nicht das ultimative was man 
bevorzuge. Es gebe keine 6ste Urlaubswoche für die Eltern und es gebe auch keinen durchgehenden 
Kindergarten den die Kinder gewohnt seien. Es sei eine schlechte Alternative, aber es sei eine 
Alternative für Eltern die arbeiten gehen. Wenn die Kinder schon im Kindergarten bzw. in einer 
Krabbelstube gewesen seien, dann sei dies ein Indiz dafür, dass die Eltern arbeiten seien. Sonst habe 
man ja keinen Krabbelstubenplatz. Dies habe man ja schon vorher ausgemacht. Dies sei fix. Wenn das 
Kind in der Krabbelstube 3 Jahre werde und dann in den Kindergarten komme, dann müssen die Eltern 
die 9 Wochen, oder 4 Wochen oder 5 Wochen Ferien – wie auch immer – überbrücken müssen.  
Es sei nicht gegeben, dass alle gleichzeitig Urlaub bekommen. Beschäftigung sei einfach eine 
Vorsorgemaßnahme für Armut. Wenn Eltern keine Arbeit haben, dann seien diese armutsgefährdet. 
Armut sei ein großes Entwicklungsrisiko bei Kindern. Darum sei man dafür, dass dieser große 
Stolperstein von 6 Monaten Kindergarten herausgenommen werden. Eltern seien eigenverantwortlich 
und man müsse ihnen zugestehen, dass sie das selber entscheiden können.  
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In Härtefällen müsse man das dann den Pädagoginnen zugestehen, dass diese sagen dieses Kind sei 
nicht kindergartentauglich und daher könne man es nicht nehmen. Auf der einen Seiten können das 
die Eltern bestimmen und auf der anderen Seite die Pädagoginnen.  
 
Der Amtsleiter merkt an, dass, als man mit dem Sommerkindergarten vor vielen Jahren begonnen 
habe, man das Problem gehabt habe, dass Kinder, welche noch nie einen Kindergarten besucht haben, 
gerade in den ersten Tagen Probleme gehabt haben. Der Verein Familienzentrum als Träger dieses 
Projektes habe dann gesagt, man könne diese Kinder nicht aufnehmen, weil Kinder immer ein paar 
Tage Eingewöhnungsphase brauchen. Ein Kindergarten sei auch etwas anderes als die Krabbelstube. 
Der Sommerkindergarten sei ein Angebot während der Schließzeit des Kindergartens.  
Es sei auch im Ausschuss in der Vorperiode besprochen worden, dass ein Kind vorher schon ½ Jahr 
in den Kindergarten gehen solle. Dies komme vom Verein Familienzentrum, da es kein klassischer 
Kindergarten sei, sondern eine Sondersituation im Sommer. Da wolle man mit den Kindern gleich was 
unternehmen und nicht die Eingewöhnungsphase abwarten. Sollte man davon abweichen wollen, dann 
müsse man sich eine andere Organisation suchen.  
 
GR. Gierlinger merkt an, dass man vielleicht mit dem Verein Familienzentrum nochmal Kontakt 
aufnehmen könne und die Problematik der berufstätigen Mütter nochmals erörtern. Es sei natürlich klar, 
dass es auch für die Pädagogen nicht leicht sei. Vielleicht könne man darüber noch Gespräche führen. 
 
Der Amtsleiter würde sich wünschen, dass dies im zuständigen Ausschuss (Bildungsausschuss) 
besprochen werde. Dabei könne man auch jemanden vom Verein Familienzentrum einladen. Kinder 
brauchen vom Gesetz her eine gewisse Zeit Ferien. Dies solle man zukünftig auch überprüfen. Werden 
Kinder 365 Tage in Betreuungseinrichtungen gesteckt ? Darüber sollte man auch diskutieren. Für heuer 
sei es schon zu spät aber im nächsten Jahr solle sich der zuständige Ausschuss rechtzeitig darum 
kümmern. Mit der bisherigen Vorgehensweise seien die Eltern zufrieden gewesen und man habe dies 
jetzt ohne Ausschuss dem Gemeinderat vorgelegt.  
 
GR. Mohr fügt an, dass Krabbelstubenkinder in der Krabbelstube betreut werden sollen. Wenn die 
Krabbelstube eine Sommereinrichtung mache, dann sei sie die letzte die dagegen sei. Dort kennen die 
Kinder die Räumlichkeiten, dort seien für Krabbelstubenkinder das ganze Mobiliar, die ganze 
Einrichtung auf Krabbelstubenkinder und nicht auf Kindergartenkinder eingerichtet. Auch die 
Gartenbenützung sei für die Krabbelstubenkinder im eigenen Bereich wesentlich einfacher. Es sei sehr 
gefährlich im großen Kindergarten. Die Krabbelstubenkinder seien grad einmal 3 Jahre. Es dürfe ja 
jetzt immer Monat für Monat eingestellt werden. Es gebe ja keinen fixen Einstiegstermin mehr. Eine 
Sommerbetreuung in der Krabbelstube – wo alles vorhanden sei – jederzeit. Im großen Kindergarten 
sei es problematisch. Wie auch AL Schmidt angemerkt habe, die Kinder müssen im Sommer 2 Wochen 
am Stück zu Hause sei. Man überprüfe das nicht immer, aber vom Gesetz her müssen die Kinder im 
Sommer 2 Wochen daheim sein. 
 
Vizebürgermeisterin Haberl merkt an, dass im Bildungsausschuss diese Kinderbetreuungseinrichtung 
eingerichtet worden sei. Im ersten Jahr habe man keine Einschränkungen gehabt, welche zu großen 
Problemen geführt habe. Daraufhin sei man im Bildungsausschuss zusammengesessen und habe 
überlegt was schon zum Wohle des Kindes und auch zum Wohle der pädagogischen Betreuung sei. 
Da habe es schon mit den kleineren Kindern Probleme gegeben, die man dann in den Kindergarten 
gesteckt habe. Es sei auch was passiert und die Kindergartenpädagogin sei dann vor Gericht 
gestanden. Darum sei man zu dieser Maßnahme gekommen. Aber man könne das gerne im 
Bildungsausschuss – demnächst sei wieder eine Sitzung – besprechen bzw. diskutieren. Für diese 
Saison sei es schon zu spät. Man müsse aber schon überlegen, was bringe es den kleinen Kindern 
eine nicht fachgerechte pädagogische Betreuung zu haben. 
 
EG. Mair-Fellner antwortet, dass es natürlich die Luxusvariante sei, wenn die Kinder in der gewohnten 
Umgebung mit der gewohnten Tante bleiben dürfen.  
 
GR. Mohr antwortet, es sei nicht mit der gewohnten Tante. In ihren Augen sei es von der Sicherheit her 
das einzig Vernünftige. 
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Der Amtsleiter merkt an, dass man auch im letzten Jahr diskutiert habe und auch Kinder die erst 3 oder 
4 Monate im Kindergarten waren genommen habe. Man habe im letzten Jahr Probleme gehabt den 
Sommerkindergarten überhaupt zustande zu bringen, weil man mindestens 10 Kinder brauche.  
 
Der Bürgermeister lässt über den von EG. Mair-Fellner gestellten Gegenantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  

      

Gegen den Antrag 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 12 ohne Mayr 

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

 

Stimmenthaltungen 1 Stimme ÖVP-Fraktion: 1 Mayr 

 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
10. Sommerhort 

Durchführung des Sommerhortes 
 
Bgm. Reiter: 
Der Sommerhort ist in den letzten Jahren sehr gut angekommen. Das Angebot vom Verein der oö. 
Familienzentren liegt vor. Laut Kostenvoranschlag ergibt sich ein Abgang von € 2.750,--   bei maximaler 
Belegung mit 18 Kindern. Nun sollte man mit der Bedarfserhebung und Bekanntmachung in den Medien 
beginnen. Es müssten mindestens 15 Anmeldungen vorliegen. Als Elternbeitrag soll ein Fixbetrag von 
€ 103,90 eingehoben werden. Das Essen kann um € 2,84 inkl. MwSt.  vom APH Lenzing bezogen 
werden. Kinder von auswärtigen Gemeinden haben im Vorfeld die Bestätigung der 
Hauptwohnsitzgemeinde zu erbringen, dass der Gastbeitrag geleistet wird. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

in der Zeit von 7.8. – 1.9.2017 einen Sommerhort anzubieten und den Verein der oö. 
Familienzentren damit zu beauftragen 

  
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 30 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion: 3 ohne Gierlinger 

 

Stimmenthaltungen 1 Stimme GRÜNE-Fraktion: 1 Gierlinger 

 
 
 
 
11. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004, Änderung Nr. 96; ÖEK Nr. 1, Änderung Nr. 33 

Beschlussfassung betreffend die Umwidmung des Grundstückes Nr. 2075/36 (neu), KG. 
Seewalchen von Verkehrsfläche in Gebiet für Geschäftsbauten auf Grundlage des von der OÖ. 
Landesregierung verordneten Raumordnungsprogrammes mit einer max. Gesamtverkaufsfläche 
von 2.400 m², davon max. 1.500 m² für Lebens- und Genussmittel der 
Grundversorgung  (Grundsatzbeschlussfassung vom 24.11.2016) 
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Bgm. Reiter: 
Gemäß § 33 Abs. 3 OÖ. ROG 1994 wurde die geplante Flächenwidmungsplanänderung Nr. 96 samt 
ÖEK-Änderung Nr. 33 in der Zeit vom 15.12.2016 bis 12.01.2017 (4 Wochen) an der Amtstafel 
kundgemacht und zur öffentlichen Einsicht aufgelegt. Auf die  Möglichkeit zur Einbringung von 
Anregungen während dieser Auflagefrist wurde in der Kundmachung hingewiesen. Auch wurde auf die 
obigen Bestimmunngen in der Gemeindezeitung hingewiesen. Weiters wurde das 
Verständigungsverfahren gemäß § 36 Abs. 4 OÖ. ROG 1994 idgF. durchgeführt. 
 
Mit Schreiben des Amtes der Oö. Landesregierung (Abt. Raumordnung) vom 19.1.2017 wurde darauf 
hingewiesen, dass im Rahmen der Überörtlichen Raumverträglichkeitsprüfung ergänzender Prüfbedarf 
hinsichtlich der künftigen Oberflächenentwässerung festgestellt wurde und im Rahmen der 
Flächenwidmungsplanänderung diesbezüglich die zuständigen Fachdienststellen einzubinden sind. 
 
Vom Amt der Oö. Landesregierung (Abt. Grund- und Trinkwasserwirtschaft) wird mit Schreiben vom 
27.1.2017 mitgeteilt, dass kein Einwand besteht, wenn vor Umwidmung von der 
Wassergenossenschaft schriftlich bestätigt wird, dass die Wasserversorgung für das neu zu widmende 
Bauland übernommen wird (Bestätigung der WG. Seewalchen liegt mit Datum vom 6.2.2017 vor). 
Weiters wurde im Zuge der überörtlichen Raumverträglichkeitsprüfung im März 2015 darauf 
hingewiesen, dass vor einer Baulandwidmung mittels Oberflächenentwässerungskonzept die 
schadlose Versorgung der anfallenden Oberflächenwässer aus dem geplanten Projekt „Eurospar und 
FMZ“  nachzuweisen ist (Oberflächenentwässerungskonzept der Fa. ABH Generalplanung vom 
30.1.2017 wurde der Behörde vorgelegt und dem Gewässerbezirk Gmunden übermittelt). 
 
Seitens des Amtes der Oö. Landesregierung (Abt. Raumordnung) wurde mit Schreiben vom 02.02.2017 
mitgeteilt, dass die beiden Planungen aus raumordnungsfachlicher Sicht grundsätzlich zur Kenntnis 
genommen werden. Für eine abschließende Beurteilung fehlt allerdings noch ein 
Oberflächenentwässerungskonzept entsprechend den Forderungen der Schutzwasserwirtschaft und 
eine direkte Abstimmung mit dem zuständigen Gewässerbezirk auf Grundlage des zwischenzeitlich 
erstellten Konzeptes. Zudem ist noch eine Bestätigung der WG Seewalchen betreffend die Übernahme 
der Wasserversorgung für die neu zu widmenden Baulandflächen notwendig. Weiters wird im 
Zusammenhang mit der Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes auf die definierten 
Maßnahmen im PZM-Katalog, Seite 14 verwiesen, wonach eine Entwicklung im betroffenen Bereich 
nur unter der Voraussetzung einer Verlegung der Autobahnabfahrt angestrebt wird. Auf diese 
Rahmenbedingungen wird in der vorliegenden Grundlagenforschung bzw. der grundsätzlichen 
Beschlussfassung durch den Gemeinderat ebenso wenig eingegangen, wie auf die geplante 
Aufrechterhaltung der rechtswirksamen Festlegungen unmittelbar östlich und nordöstlich des 
Änderungsbereiches, die auf Basis der offenbar geänderten Voraussetzungen insgesamt nicht mehr 
realisierbar sein werden (siehe dazu nachstehenden Beschluss). 
 
Von Spar wurde die Firma „ABH Generalplanung“ mit der Erstellung des geforderten 
Oberflächenentwässerungskonzeptes beauftragt. Das Oberflächenentwässerungskonzept 
Eurospar/FMZ Seewalchen mit Datum vom 30.01.2017 wurde der Marktgemeinde Seewalchen am 
Attersee übermittelt und sogleich dem Gewässerbezirk Gmunden weitergeleitet. Seitens des 
Gewässerbezirks ist die Übermittlung der Stellungnahme rechtzeitig vor der Gemeinderatssitzung 
zugesagt. 
 
Die geforderte Bestätigung der WG Seewalchen betreffend die Übernahme der Wasserversorgung für 
die neu zu widmenden Baulandflächen liegt mit Datum vom 06.02.2017 vor. 
 
Folgende weitere Stellungnahmen wurden im Zuge des Verständigungsverfahrens bei der Behörde 
eingebracht: 

- Dipl. Ing. Christian Hotwagner, wh. 4863 Seewalchen a.A., Litzlbergerstr. 30 mit Datum vom 
12.01.2017;   

- Claudia Hauschildt-Buschberger, wh. 4863 Seewalchen a.A., Steindorf 121 mit Datum vom 
12.01.2017,  

- Marktgemeinde Schörfling a.A. mit Datum vom 4.1.2017;  
- Wirtschaftskammer OÖ mit Datum vom 22.12.2016,  
- Marktgemeinde Lenzing vom 20.1.2017.  
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Zu der Einwendung des Herrn DI. Christian Hotwagner, dass eine Nutzung der geplanten 
Geschäftsbauten für Teilnehmer des nichtmotorisierten Verkehrs so gut wie ausgeschlossen ist, wird 
ausgeführt, dass eine Querung der Autobahnauf- u. abfahrt nördlich der Bundesstraße nicht 
vorgesehen ist, sondern ist aus Sicht der Ortsplanung über geregelte Übergänge umzusetzen, wobei  
entsprechende, noch fehlende, Gehsteige zu ergänzen sind. In diesem Zusammenhang wird auf das 
vorliegende Verkehrskonzept des Konsenswerbers hingewiesen. Betreffend der Entfernung ist 
festzustellen, dass der Sparmarkt auch einen Bedarfsteil von Schörfling decken soll und deshalb die 
Lage als günstig zu betrachten ist, was auch durch die Festlegungen des Raumordnungsprogrammes 
geprüft und bestätigt wurde. 
 
Zur Einwendung des Herrn DI. Christian Hotwagner, dass die geplante Widmung im Widerspruch zu 
anderen örtlichen sowie überörtlichen Interessen steht, wird ausgeführt, dass wie bereits der derzeitige 
Markt zeigt, an dessen Standort kaum eine Belebung des Ortszentrums nachweisbar ist, sondern 
besitzt dort lediglich die Nachteile von zu geringen Parkplätzen. Ein Sparmarkt wäre im Ortszentrum 
nicht möglich und eine Verkehrsberuhigung würde dadurch massiv gestört werden. Kleinere Geschäfte 
mit speziellen Angeboten konkurrieren sich erfahrungsgemäß nicht mit solchen Märkten. Die Anzahl 
und Lage der Stellplätze für PKW sind Angelegenheit der bau- und gewerbebehördlichen Bewilligung, 
wobei darauf verwiesen wird, dass die Vorgaben für Parkplätze in der Bautechnikverordnung in der 
Praxis nicht als ausreichend zu betrachten sind. 
 
Zu den Einwendungen der Frau Claudia Hauschildt-Buschberger wird ausgeführt, dass durch das  
Raumordnungsprogramm die Eignung des Sparmarktes in allen Punkten, die für die Festlegung eines 
ROP erforderlich waren, festgestellt wurde.  
 
Zur Einwendung der Frau Claudia Hauschildt-Buschberger in Bezug auf den angesprochenen 
Eigenbedarf sowie die ausreichende Versorgung der Bevölkerung, wird ausgeführt, dass durch die 
Auflassung des Sparmarktes Seewalchen und Schörfling und Zusammenlegung an dem neuen 
Standort grundsätzlich die Bedarfsdeckung nicht wesentlich verändert wird. Es wird somit der örtliche 
Bedarf der Gemeinden Seewalchen und Schörfling zu decken sein. Auch die WKO als Vertreter der 
Wirtschaft spricht sich nicht gegen das Projekt aus.  
 
Zur Einwendung der Frau Claudia Hauschildt-Buschberger in Bezug auf die Verkehrssituation – 
fußläufige Erreichbarkeit, wird ausgeführt, dass eine Querung der Bundesstraße zweimalig erforderlich 
ist. Es ist einmal im direkten Umfeld des Marktes in Richtung Süden und ein zweites Mal im Bereich 
der Ampelanlage ein gefahrloses Überqueren möglich, wenn es durch entsprechende 
verkehrstechnische Maßnahmen (Fahrbahnteiler und Sicherheitseinrichtungen) geregelt wird. 
 
Zur Einwendung der Frau Claudia Hauschildt-Buschberger in Bezug auf das Ortsbild, wird ausgeführt, 
dass diese Angaben nicht den Flächenwidmungsplan und nicht das Verfahren zur Änderung des 
Flächenwidmungsplanes betreffen, sondern sind diese im Zuge des Bauverfahrens im Sinne der 
Berücksichtigung des Orts- und Landschaftsbildes zu beurteilen und in der Projekterstellung 
entsprechend zu planen. 
 
Zur Einwendung der Frau Claudia Hauschildt-Buschberger in Bezug auf das Thema der 
Neuverkehrserzeugung, wird ausgeführt, dass durch eine Linksabbiegespur der Verkehr im sensiblen 
Bereich der Zufahrt weitgehend geregelt werden kann. Der Sparmarkt kann über die Autobahnabfahrt 
unmittelbar erreicht werden. Es ist somit nicht mit einer wesentlichen Erhöhung der Frequenz zu 
rechnen und der Verkehr bleibt für die Bundesstraße zumutbar, wenn entsprechende verkehrsleitende 
Maßnahmen, falls erforderlich, gemacht werden. Dies ist jedoch Angelegenheit der 
Bundesstraßenplanung. 
 
Zur Einwendung der Frau Claudia Hauschildt-Buschberger in Bezug auf 
Geländesituation /Oberflächenwässer, wird ausgeführt, dass bereits ein Oberflächenentwässerungs-
konzept von der Fa. „ABH Generalplanung“ mit Datum vom 30.01.2017 vorgelegt wurde und dem 
Gewässerbezirk Gmunden übermittelt wurde. 
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Zur Einwendung der Frau Claudia Hauschildt-Buschberger in Bezug auf eine negative Auswirkung 
auf bestehende Versorgungsstrukturen, wird ausgeführt, dass eine negative Auswirkung auf die 
bestehende Versorgungsstruktur nicht nachvollzogen werden kann, da es sich hierbei um eine 
Verlegung des Sparmarktes auf einen neuen Standort handelt. Am jetzigen Standort ist eine 
passende Parkplatzsituation in ausreichendem Maß und eine Entwicklungsmöglichkeit des Marktes 
nicht gegeben. 
 
Zur Stellungnahme der Marktgemeinde Schörfling a.A. wird ausgeführt, dass diese gegen den 
Lebensmittelmarkt keine Einwände erhebt. Die Verträglichkeit eines Fachmarktzentrums wurde im 
Zuge der Raumverträglichkeitsprüfung vor Erlassung des Raumordnungsprogramms geprüft und die 
Zulässigkeit festgestellt. Entsprechende Maßnahmen für Fußgeher sind durchzuführen und eine 
Geschwindigkeitsreduzierung ist anzustreben (Angelegenheit Bundesstraßenplanung/BH. 
Vöcklabruck, Verlegung der Ortstafel Richtung Osten). Die Problematik der nächtlichen Anlieferung 
bzw. des Zuschlagens von Türen von PKW`s ist nicht im Flächenwidmungsplanverfahren, sondern im 
Genehmigungsverfahren mit Maßnahmen für die Verträglichkeit lt. Grenzwerteverordnung 
vorzuschreiben. 
 
Die Wirtschaftskammer Oberösterreich verweist auf ihre beiden Stellungnahmen vom 14.4.2015 und 
5.7.2016, erhält dies aufrecht und erhebt gegen das Vorhaben keine Einwendungen. 
 
Zur Stellungnahme der Marktgemeinde Lenzing wird ausgeführt, dass die Auswirkungen auf die 
umliegenden Gemeinden im Raumordnungsprogramm geprüft und in der Verordnung festgelegt 
wurden. Es kann nicht sein, dass die Marktgemeinde Lenzing ihre Kaufkraft aus dem Markt Seewalchen 
rekrutiert. Die lagemäßig zuordnungsbaren Bereiche der Siedlungen in der Marktgemeinde 
Seewalchen werden davon nicht betroffen. Die Nahversorgung für die Marktgemeinde Lenzing wird 
vom Sparmarkt nicht berührt, da die fußläufige Erreichbarkeit nicht ausreichend gegeben ist. Der 
Sparmarkt dient als zentraler Nahversorger für die Bevölkerung von Seewalchen und Schörfling, da in 
Seewalchen und Schörfling die ortsinternen Sparmärkte aufgelassen werden bzw. wurden. Wie bereits 
zuvor beschrieben, kann der Sparmarkt nicht als Nahversorger für die Marktgemeinde Lenzing 
betrachtet werden, da keine entsprechende fußläufige Erreichbarkeit gegeben ist. 
 
Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Der Bürgermeister stellt den 1. Antrag, 

- dass den oben angeführten Einwendungen nicht Rechnung getragen wird und die 
Änderung Nr. 96 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 samt ÖEK Änderung Nr. 33 des 
ÖEK 1/2004 entsprechend der Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich 
Deinhammer, Eferding vom 17.11.2016, endgültig zu beschließen.  

 
- Im Zuge der derzeit anstehenden Überarbeitung des rechtskräftigen 

Entwicklungskonzeptes werden die Entwicklungsziele „überwiegende Wohnfunktion“ 
innerhalb der Autobahnschleife und „gemischte Nutzung“ im Bereich zwischen 
Autobahnschleife und der Landesstraße B 151 zurückgenommen.  

 
- Die ehemals im ÖEK angestrebte Verkehrsplanung „Verlegung der Autobahnabfahrt“ wird 

ersatzlos zurückgenommen.  
 

- Aufgrund der Stellungnahme des Gewässerbezirks Gmunden vom 13.2.2017 ist das 
vorliegende Oberflächenwasserkonzept entsprechend zu adaptieren“. 

 
 
Der Bürgermeister stellt den 2. Antrag, 

dass sämtliche Infrastrukturkosten vom Widmungswerber zu tragen sind 
 
 
GV. Hauschildt-Buschberger fügt hinzu, dass wahrscheinlich heute der finale Beschuss gefasst werde 
und da es für die GRÜNE-Fraktion ein sehr wichtiges Thema sei, halte sie es für sehr angebracht die 
Sachlage nocheinmal zu besprechen. Zuerst – dies sei das wichtigste für sie – bleibe es ihr wirklich 
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unverständlich, wenn das Projekt jetzt schon so lange in Planung sei und ja eh schon alles zu spät sei 
für alles, warum es bis jetzt nicht möglich gewesen sei ein vollständiges Gutachten bzw. eine Planung 
für die Oberflächenwasser vorlegen, damit man sich vor der Sitzung ein Bild dazu machen könne. 
Nachdem diese Umwidmung so wichtig sei, sei es auch sehr wichtig alle Fakten zu kennen.  
Sie habe eh darauf gewartet und auch noch gefragt was der Gewässerbezirk sage. Es liege bis jetzt 
vom Gewässerbezirk noch keine endgültige positive Stellungnahme vor. Man habe im 
Planungsausschuss nicht darüber diskutieren können weil der Punkt von der Tagesordnung abgesetzt 
worden sei. Dort hätte man im Vorfeld vielleicht noch Sachen abklären und besprechen können.  
Wie man es auch in anderen Bauvorhaben mache – es werde im Planungsausschuss alles besprochen 
und dann fordere man noch Unterlagen ein (man habe das erst kürzlich in einem ähnlichen 
Oberflässenwasserproblembereich gehabt) – nur jetzt genau bei dieser wichtigen Sache, welche viele 
Gemüter erhitze, sei dies nicht notwendig. Die GRÜNE-Fraktion verstehe das nicht und daher möchte 
sie – bevor sie zu ihrem weiteren Statement komme – folgenden Antrag stellen. 
 
GV. Hauschildt-Buschberger stellt den Gegenantrag, dass 

der Tagesordnungspunkt 11 so lange vertagt wird, bis alle relevanten Unterlagen die für eine 
ordnungsgemäße Beurteilung des Projektes notwendig sind, vorliegen. 

  
Der Bürgermeister lässt über den von GV. Hauschildt-Buschberger gestellten Antrag auf Vertagung 
durch Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  

      

Gegen den Antrag 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

 
 
GV. Hauschildt-Buschberger fügt an, dass sie die Einwendungen wiederholen wolle und damit auch 
die Antwort des Ortsplaners welche nicht zum Vorlesen gekommen sei. Sie gehe einfach mal davon 
aus, dass nicht jeder alles gelesen habe und sie halte es für wichtig dies auch zu protokollieren.  
Als erstes gehe es um die Einwendung als GRÜNE-Fraktion bzw. auch sie als Person welche sie 
eingereicht habe. Als erstes habe sie eingewendet, dass der Gemeinde Seewalchen gem. den 
Bestimmungen des LAPROP (=Landesraumordnungsprogramm) keine zentralörtliche Bedeutung 
zukomme. Dementsprechend sollten vorrangig Maßnahmen ergriffen werden, welche eine kommunale 
Grundversorgung gewährleisten, wozu sinngemäß auch die Deckung des gemeindlichen 
Eigenbedarfes an Lebensmittel und sonstigen kurzfristigen Gebrauchsgütern zähle. Beeinträchtigung 
des zentralen Ortssystems durch die Errichtung großflächiger Handelseinrichtungen seien zu 
vermeiden. Auch im neuen Landesraumordnungsprogramm widerspricht die Errichtung eines 
Fachmarktzentrums insbesondere des Fachmarktzentrums. Dies werde nochmals verschärft 
festgelegt.  
Die zweite Einwendung sei gewesen, dass aufgrund der Größe der Verkaufsfläche nicht vollständig 
ausgeschlossen werden, dass mit dem geplanten Angebot potentiell ein über den Eigenbedarf der 
Gemeindebewohner herausgehendes Maß an Nachfrage gedeckt werden könne. Die im Ortszentrum 
von Schörfling und Seewalchen gelegenen Geschäfte werden von einem massiven Wettbewerbsdruck 
bedroht werden, was zu deren Schließung führen könne. Dies sei unternehmensfeindlich und 
widerspreche den Intensionen der Gemeinde Klein- und Mittelbetriebe zu erhalten bzw. sogar 
anzusiedeln.  
Drittens sei die ausreichende Versorgung der Bevölkerung bereits gewährleistet. Nach Information der 
WKO Vöcklabruck sei die Lebensmittelversorgung in Seewalchen und in den Einzugsgebieten, 
Schörfling, Weyregg und Lenzing durch 4 Lebensmittelgeschäften, 2 Bäcker, 2 Fleischer, sowie 
mehrere Lebensmittelfilialbetriebe gedeckt. Dazu habe der Ortsplaner Stellung genommen. Nämlich 
die Punkte 1 und 3 zusammenfassend und habe bekanntgegeben – zu der Einwendung in Bezug auf 
den angesprochenen Eigenbedarf, sowie für die ausreichende Versorgung der Bevölkerung werde 
ausgeführt, dass durch die Auflassung des SPAR-Marktes Seewalchen und Schörfling und 
Zusammenlegung an den neuen Standort grundsätzlich die Bedarfsbedeckung nicht wesentlich 
verändert werde. Es werde somit der örtliche Bedarf der Gemeinden Seewalchen und Schörfling zu 
decken sein. Auch die WKO als Vertreter der Wirtschaft spreche sich nicht gegen das Projekt aus. Das 
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finde sie jetzt sehr interessant, dass angeführt werden, dass auch Schörfling plötzlich eine Rolle spiele. 
Immer wenn von den Schörflingern ablehnende Unterschriften gegen das Projekt gekommen seien, 
dann habe es immer geheißen es gehe hier um Seewalchen alleine. Bei der nun versuchten 
Rechtfertigung spiele Schörfling plötzlich doch wieder eine Rolle. Sie finde das schon interessant. 
Insbesondere werde in der Stellungnahme des Ortsplaners zu den 3 Punkten nicht darauf 
eingegangen, dass in Seewalchen eine sehr gute – nämlich über den Eigenbedarf herausreichende 
Versorgung – bestehe. Da komme sie wieder zu Punkt 1 der Einwendung, dass Seewalchen keine 
zentralörtliche Bedeutung zukomme.  
Bei Viertens könne man auf keinen Fall von einer gefahrlosen fußläufigen Erreichbarkeit sprechen. Um 
dies zu gewährleisten, würde es einer kostenintensiven Neuerrichtung von  Fuß- und Radwegen 
ortsauswärts bedürfen. Die angespannte Verkehrssituation – vor allem im Sommer – sei jedem 
bekannt. Es gebe auch eine Studie, wo von einer Neuverkehrserzeugung von ca. 2634 Fahrzeugen 
gesprochen werde, welche dadurch auch ein kritisches Maß erreichen. Erschwerend komme noch 
hinzu, dass es eine weite Distanz vom Ortszentrum bis zum errichtenden Projekt sei. Fußläufig sei der 
Standort nicht von wirklicher Attraktivität auch nach Setzung der Maßnahmen. Dazu führe der 
Ortsplaner aus: in Bezug auf die Verkehrssituation, fußläufige Erreichbarkeit werde ausgeführt, dass 
die Überquerung der Bundesstraße 2x erforderlich sei. Es sei einmal im direkten Umfeld des Marktes 
Richtung Süden und einmal im Bereich der Ampelanlage ein gefahrloses Überqueren möglich wenn es 
durch entsprechende verkehrstechnische Maßnahmen (Fahrbahnteiler und Sicherheitseinrichtungen) 
geregelt werde. Sie habe sich dazu die Frage gestellt, dass aufgrund der bestehenden 
Verkehrssituation der Straße – welche ja nicht wirklich wesentlich veränderbar sei – wäre es im Vorfeld 
schon interessant, welche Sicherheitseinrichtung getroffen werden, damit die Gefahr gehemmt werde. 
Darüber liege keine Detailplanung vor und es sei auch nicht darüber gesprochen worden wer die Kosten 
trage. Wenn man sich an den Fahrbahnteiler im Bereich der ENI-Kreuzung erinnere, da habe die 
Gemeinde schon einen erheblichen Kostenanteil geleistet. Wenn also wirklich ein Fahrbahnteiler 
errichtet werde, wer trage da die Kosten. 
Der fünfte Punkt sei das Ortsbild gewesen und da gehe es um die Gestaltung des zukünftigen 
Lebensmittelmarktes und auch des Fachmarktzentrums. Dazu liegen keine detaillierten Angaben vor. 
Der Ortsplaner führe dazu aus, dass das Ortsbild momentan noch nicht relevant sei, da es ja momentan 
nur um die Umwidmung der Fläche gehe. Im Zuge des Bauverfahrens werde dies berücksichtigt und 
dabei werde auch das Orts- und Landschaftsbildes zu beurteilen sein um dies in der Projekterstellung 
entsprechend zu planen. Ihrer Information nach gebe es für dieses Gebiet keinen Bebauungsplan. So 
lange es keinen Bebauungsplan gebe, könne man keine Vorschriften machen wie das zukünftige 
Projekt ausschauen werde. Also wäre die Frage im Vorfeld auch gewesen, für dieses Projekt vielleicht 
einen Bebauungsplan zu erstellen.  
Der Punkt sechs der Einwendungen sei die Neuverkehrserzeugung gewesen. Schon jetzt sei das 
Verkehrsaufkommen im Bereich der Ortseinfahrt von Seewalchen sehr problematisch zu betrachten. 
Es sei nicht abschätzbar welche Mehrkosten zur Verkehrsberuhigung und Entlastung in diesem Fall 
auf die Gemeinde zukommen. Daher werde auf die Errichtung einer notwendigen Ampelregelung 
hingewiesen. Dazu sage der Ortsplaner: dass durch eine Linksabbiegespur der Verkehr im sensiblen 
Bereich der Zufahrt weitgehend geregelt werden kann. Der Sparmarkt könne über die Autobahnabfahrt 
unmittelbar erreicht werden. Es sei somit nicht mit einer wesentlichen Erhöhung der Frequenz zu 
rechnen und der Verkehr bleibe für die Bundesstraße zumutbar, wenn entsprechende verkehrsleitende 
Maßnahmen, falls erforderlich, gemacht werden. Dies ist jedoch Angelegenheit der 
Bundesstraßenplanung. Es sei ein Faktum, dass mit Zunahme des Verkehrs zu rechnen sei und der 
Satz der Sparmarkt könne über die Autobahnabfahrt unmittelbar erreicht werden verstehe sie 
überhaupt nicht. Wie könne jemand aus Seewalchen über die Autobahnabfahrt zum Spar fahren. Die 
andere Sache sei wieder die Kostenfrage – wer übernehme die Bundesstraßenplanung und wer trage 
die Kosten.  
Der nächsten Punkt – aus dem Grund habe sie auch die Vertagung beantragt – sei die Geländesituation 
in Bezug auf die Oberflächenwässer. Es werde zu einem Abfluss der anfallenden Oberflächenwässer 
aus dem nördlichen und östlichen Einzugsgebiet in Richtung der geplanten Widmungsfläche kommen. 
Der Bereich an der Ager sei Überflutungsfläche. Wenn oberhalb ein Riesenareal versiegelt werden, 
dann werde es immer schwieriger das vermehrt auftretende Starkregenereignisse schadlos in diesem 
Bereich wirken. Gerade in letzter Zeit sei es zu massiven Beeinträchtigungen der Anwohner im Bereich 
des Bootshauses gekommen. Die Behebung der Schäden und die Präventionsmaßnahmen gegen 
solche Situationen seien aus dem Gemeindebudget und daher von der Allgemeinheit zu tragen. Die 
Folgekosten der Versiegelung einer derart großen Fläche in einen sensiblen Bereich seien von einer 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 16.2.2017                                                                                    Seite 18 von 31 
 
 

nicht abschätzbaren Tragweite. Dazu führt der Ortsplaner aus: In Bezug auf die Geländesituation 
Oberflächenwässer werde ausgeführt, dass bereits ein Oberflächenentwässerungs-konzept von der 
Fa. „ABH Generalplanung“ mit Datum vom 30.01.2017 vorgelegt wurde und dem Gewässerbezirk 
Gmunden übermittelt wurde. Der Gewässerbezirk habe – wie man wisse – bis heute noch kein OK zum 
vorgelegten Oberflächenentwässerungskonzept gegeben.  
Im Gegenteil, es sei schon 2x nachgebessert worden. Wenn man bedenke, dass in der Rosenau zur 
Errichtung von Häusern auf einem wesentlich kleineren Grundstück ein 17seitiges Konzept vorgelegt 
worden sei, und ein Bebauungsplan existiere, und sich dieses Verfahren schon seit Jahren ziehe, dann 
sei dies ihrer Meinung nach schon ein wenig skandalbehaftet, dass ein Projekt eines Großkonzerns 
jetzt ohne Einverständnis des Gewässerbezirkes und unachtsam gegenüber Flächenversiegelung im 
großen Ausmaß. Schon jetzt gebe es in diesem Bereich Probleme bei Starkregenereignissen. Ob diese 
nun aus dem Asfinaggelände herrühren oder von wo anders, das gelte es im Zuge des Verfahrens 
dringlich vorab zu klären.  
Wie man wisse – man habe schon darüber gesprochen – werden in Kraims € 600.000,00 in Zukunft in 
die Hand genommen werden müssen zum Schutz der Anwohnerinnen und Anwohner bei 
Starkregenereignissen. Wenn im Zuge der Errichtung dieses Projektes aufgrund der bis heute nicht 
ausreichenden Vorbereitung dies auch passiere, sage sie an dieser Stelle – an alle die für die 
Umwidmung stimmen werden – wer dann für die Kosten aufkomme und die Verantwortung übernehme. 
 
GR. Hoyer stellt den Antrag  

auf Schluss der Debatte 
 
GV. Hauschildt-Buschberger fügt an, dass da das Projekt heute final beschlossen werde, es höflich sei, 
gegenüber der GRÜNEN-Fraktion und auch gegenüber den Menschen welche heute gekommen seien 
um zuzuhören, dass alles nochmal besprochen werde. Ihr sei schon klar, dass die Meinung sehr 
festgefahren sei und die Leute, welche heute abstimmen sich auch Gedanken zur Sache gemacht 
haben aber sie glaube so viel Zeit müsse sein um der GRÜNEN-Fraktion die Möglichkeit zu geben den 
Standpunkt nochmal klar darzulegen.  
Daher ersuche sie dem Geschäftsordnungsantrag nicht stattzugeben, sondern die paar Minuten noch 
aufzubringen und es sich bis zum Ende anzuhören. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GR. Hoyer gestellten Antrag auf Schluss der Debatte durch 
Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 12 ohne Haberl 

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

      

Gegen den Antrag 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  

 

Stimmenthaltungen 1 Stimme ÖVP-Fraktion: 1 Haberl 

 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten 1. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

      

Gegen den Antrag 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  
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Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten 2. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

      

Gegen den Antrag 3 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 3  

 

Stimmenthaltungen 1 Stimme GRÜNE-Fraktion: 1 Mair-Fellner 

 
 
 
GV. Hauschildt-Buschberger stellt den Antrag  

auf Unterbrechung der Sitzung zur Beratung 
 
Begründung: In ihrer Wortmeldung sei die erste Wortmeldung nicht zu werten, weil es ein Antrag zur 
Geschäftsordnung gewesen sei – der Antrag auf Vertagung. Damit habe sie nur eine Wortmeldung 
gehabt und keine zweite Wortmeldung. Sie bitte die Geschäftsordnung in dem Sinne einzuhalten und 
ihr die zweite Wortmeldung welche dann natürlich auf 10 Minuten zu begrenzen sei zu gewähren. 
 
GR. Gierlinger merkt an, dass er die Geschäftsordnung nicht so genau kenne, aber er habe gleichzeitig 
mit der Wortmeldung seiner Kollegin aufgezeigt. Er habe auch eine Wortmeldung machen wolle, welche 
aber dann mit dem Ende der Debatte abgelehnt worden sei. Sei das korrekt, dass dann alle 
Wortmeldungen fallen? 
 
Der Amtsleiter antwortet, dass in der Geschäftsordnung eindeutig stehe, dass die Wortmeldungen mit 
zwei beschränkt sei. Und wenn man – wie GV. Hauschildt-Buschberger – eine Wortmeldung mache 
und einen Antrag stelle, über den dann abgestimmt werde, dann sei diese Wortmeldung mit der 
Abstimmung vorbei.  
Dass dies keine Wortmeldung sei, sei für ihn nicht nachvollziehbar. Sie habe sich dann mit einer zweiten 
Wortmeldung mit der Stellungnahme wieder gemeldet und diese sei auf 10 Minuten beschränkt. Dies 
sei eindeutig. 
 
GV. Berger fügt hinzu, dass er die Geschäftsordnung nicht mithabe, er diese aber ein bisschen kenne. 
Er habe dabei keinen Verstoß gegen die Geschäftsordnung gesehen und glaube deshalb, dass es 
keinen Grund geben aus diesem Grund die Sitzung zu unterbrechen. 
 
GV. Kitzberger verlässt den Sitzungsraum und nimmt nicht an der Abstimmung teil.  
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GV. Hauschildt-Buschberger gestellten Antrag auf 
Unterbrechung der Sitzung durch Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis 
fest: 
 

Für den Antrag: 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  

 
 

Gegen den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 12 ohne Kitzberger 

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  
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12. Parkplatz 
Erlassen einer Verordnung betreffend Aufhebung der Kurzparkzone (nähe Bibliothek)  

 
Bgm. Reiter: 
Bei der Gemeinderatssitzung am 24.11.2016 wurde beschlossen die Kurzparkzonenregelung Nähe der 
Bibliothek aufzulassen. Um eine Verordnung zu erlassen muss die Aufhebungsverordnung dem 
Gemeinderat aufliegen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorliegende Verordnung zu beschließen 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
13. Straßenverkehrsordnung 

Erlassen einer Verordnung betreffend Aufhebung der Geschwindigkeitsbegrenzung 60 km/h auf 
der Kraimstalstraße  

 
Bgm. Reiter: 
Durch die Lückenschließung der Ortstafeln „Steindorf“ und „Kraims“ (Verordnungen: BHVBVerk-2016-
408840/19-Bee und BHVBVerk-2016-408840/20-Bee) an der Kraimstalstraße, soll die 
Gemeindeverordnung „60 km/h Geschwindigkeitsbeschränkung“ vom 14.12.2011 aufgehoben werden.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorliegende Verordnung zu beschließen 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
14. Neubau Volksschule Seewalchen  

„Containerschule“ 
 
Wurde zu Beginn   der Sitzung abgesetzt! 
 
 
 
15. Dienstpostenausschreibung 

Leiter(in) des Marktgemeindeamtes 
 
Bgm. Reiter: 
Gem. § 9 Abs. 4 Oö. GDG 2002 ist die Stellenausschreibung der Funktionen des Leiters (der Leiterin) 
des Gemeindeamts vom Gemeinderat zu beschließen. Gem. § 5 leg.cit.  ist die Stellenausschreibung 
je nach Art des zu besetzenden Dienstpostens, jedenfalls aber ortsüblich zu veröffentlichen. Die 
Ausschreibung leitender Funktionen im Sinn des § 8 Abs. 1 Z 3 und 4 ist darüber hinaus jedenfalls auch 
in der Amtlichen Linzer Zeitung zu veröffentlichen. 
 
Die Stellenausschreibung hat jedenfalls zu enthalten: 

1. die Aufgabenbeschreibung, die vorgesehene Verwendung, die Funktionslaufbahn und das 
Beschäftigungsausmaß sowie die Art des Dienstpostens; 

 2. die Dauer einer allfälligen befristeten Anstellung oder Postenbesetzung; 
 3. die Möglichkeit zur befristeten Weiterbestellung gemäß § 8 Abs. 4, sofern es sich um die  

Ausschreibung einer leitenden Funktion handelt; 
 4. die allgemeinen Aufnahmevoraussetzungen nach den dienstrechtlichen Vorschriften; 
 5. die besonderen Aufnahmevoraussetzungen gemäß § 8 Abs. 2 Z 2, wobei für jedes dieser  
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Erfordernisse ausdrücklich anzuführen ist, ob es unbedingt zu erfüllen oder nur als erwünscht 
anzusehen ist; 

 6. die Art des vorgesehenen Auswahlverfahrens; 
 7. die Bewerbungsfrist in der Dauer von mindestens zwei Wochen. 
 
Allgemeine Aufnahmevoraussetzungen (Abs. 1 Z 4) sind insbesondere: 
 1. die Ausbildung; 
 2. die persönliche, insbesondere gesundheitliche und fachliche Eignung für die Erfüllung der  

Aufgaben, die mit der vorgesehenen Verwendung verbunden sind; 
 3. ein bestimmtes Mindest- oder Höchstalter. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorliegende Stellenausschreibung für die Leiterin bzw. Leiter des Gemeindeamtes zu 
beschließen 

 
Der Bürgermeister stellt den Zusatzantrag, 

die Begleitung bei der Auswahl des neuen Amtsleiters an die Lachmair-Consulting laut Anbot 
vom 10.2.2017 zu vergeben 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Zusatzantrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
16. Straßenbau 

Straßenbauprogramm 2017 
 
IstrA-Obmann Hoyer: 
Mittels der am 22.09.2016 durchgeführten Straßenbefahrung des Infrastrukturausschusses erfolgte 
eine Reihung der zu sanierenden bzw. asphaltierenden Gemeindestraßen (liegt vor). Anbei liegt eine 
Grobkostenschätzung von Hr. Köttl über die ersten Fünf gereihten Straßenteile (€ 267.600.-). Ein 
Angebot von Hr. Köttl über die Baumanagementleitungen des Straßenbaus 2017 bzw. für die 
Kanalanschlüsse und geringfügige Erweiterungen 2017 liegen ebenfalls vor (analog zum letztem Jahr). 
 
Infrastrukturausschuss-Obmann Hoyer stellt den 1. Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Infrastrukturausschusses, folgende 
Gemeindestraßen in das Straßenbauprogramm 2017 aufzunehmen:  

 Kettlleiten 

 Verbindungsweg Alt-Neu Steindorf 

 Tostmannstraße 

 Steindorf 148 (Nöhmer) 

 Verbindungsweg Kematingerstraße – Seewalchnerstraße 

 Zufahrt Karl – Ainwalchen 

 Zufahrt Hochseilgarten 
 

In die Ausschreibungsbedingungen ist aufzunehmen, dass man eine Reduktion der einzelnen 
Bauvorhaben durchführen kann, ohne dass sich die Einheitspreise verändern und dass 
entsprechend dem Ergebnis der Befahrung die Varianten der Spritzdecken in die 
Ausschreibungsbedingungen einfließen. 
 
Das Straßenbauprogramm 2017 soll in einem nicht offenen Verfahren ohne vorherige 
Bekanntmachung durchzuführen. Einzuladende Firmenliste: Analog zum Jahr 2016 
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Infrastrukturausschuss-Obmann Hoyer stellt den 2. Antrag,  
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Infrastrukturausschusses, die 
Baumanagementleistungen für den Straßenbau 2017 mittels Direktvergabe an Hr. Köttl, 
lt. dem vorliegenden Angebot vom 30.01.2017, zu vergeben. 

 
Infrastrukturausschuss-Obmann Hoyer stellt den 3. Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Infrastrukturausschusses, die 
Baumanagementleistungen für die Kanalhausanschlüsse und geringfügige 
Erweiterungen 2017 mittels Direktvergabe an Hr. Köttl, lt. dem vorliegenden Angebot vom 
30.01.2017, zu vergeben. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Hoyer gestellten 1. Antrag durch Handheben abstimmen 
und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Hoyer gestellten 2. Antrag durch Handheben abstimmen 
und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Hoyer gestellten 3. Antrag durch Handheben abstimmen 
und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
17. Straßenbeleuchtung 

Straßenbeleuchtungsprogramm 2017 
 
IstrA-Obmann Hoyer: 
Es stehen im Jahr 2017 für die neue Straßenbeleuchtung € 15.000 zur Verfügung. Eine neue Laterne 
Kostet ca. € 1.000,00 
 
Infrastrukturausschuss-Obmann Hoyer stellt den Antrag,  

auf Grund der Einstimmigen Empfehlung des Infrastrukturausschusses, dass in  

 Haidach (nähe Haus Resch) 

 Klimtstraße, 

 Martin-Luther-Straße 

 Kettleiten 
die fehlenden Beleuchtungsmasten (insgesamt 6 Stück) in das Straßenbeleuchtungs-
programm 2017 aufgenommen werden. Ebenso sollen auch fünf Solarleuchten für Kemating 
im Straßenbeleuchtungsprogramm 2017 enthalten sein. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Hoyer gestellten Antrag durch Handheben abstimmen 
und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
18. Bebauungsplan „Promenade“; Neuerstellung 

a) Beschlussfassung betreffend die Übereinstimmung des Bauvorhabens „Wohnhaus Bmst. 
    Ing.Norbert Hartl, MSc MBA“ auf dem Grundstück Nr. 2036/1, KG. Seewalchen mit dem 
    zukünftigen Bebauungsplan 
b) Beschlussfassung betreffend die Übereinstimmung des Bauvorhabens „Wohnanlage 
    Scheinecker“ auf dem Grundstück Nr. 2036/4, KG. Seewalchen mit dem zukünftigen 
    Bebauungsplan  

 
PlanA-Obmann Mayrhofer: 
 
Zu TOP 18 a) 
Von Herrn Bmst. Ing. Norbert Hartl wurde der Behörde ein Einreichplan der F2 Architekten ZT GmbH, 
Schwanenstadt vom 02.12.2016 (Eingang bei der Behörde am 05.12.2016) betreffend Abbruch und 
Neubau eines Seehauses auf dem Grundstück Nr. 2036/1, KG. Seewalchen übermittelt, welcher dem 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 16.2.2017                                                                                    Seite 23 von 31 
 
 

Ortsplaner Arch. DI. Erich Deinhammer, Eferding zur Stellungnahme betreffend der Übereinstimmung 
der derzeitigen sowie der künftigen Rechtslage übermittelt wurde.  
Nunmehr wäre von der Behörde zu prüfen, ob das Bauplatzbewilligungsansuchen vom  05.12.2016 
(Eingang bei der Behörde) sowie der vorgelegte Einreichplan der F2 Architekten ZT GmbH, 
Schwanenstadt vom 02.12.2016 (Eingang bei der Behörde am 05.12.2016) betreffend Abbruch und 
Neubau eines Seehauses auf dem Grundstück Nr. 2036/1, KG. Seewalchen weder der derzeitigen 
noch der künftigen Rechtslage widerspricht. 
Dazu wurde eine Stellungnahmen des Ortsplaners Arch. DI. Erich Deinhanmer mit Datum vom 
24.01.2017 eingeholt. 
Lt. Rechtsauskunft des Oö. Gemeindebundes vom 28.10.2016 ist für die ausnahmsweise 
Genehmigung von Bauvorhaben im Bereich eines Neuplanungsgebietes nach § 45 Abs. 2 OÖ. BauO 
1994 idgF. der Bürgermeister als Baubehörde I. Instanz zuständig. 
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt zu TOP 18 a) den Antrag,  

auf Grund der mehrheitlichen Empfehlung des Planungsausschusses sowie der 
Stellungnahme des Ortsplaners Arch. DI. Erich Deinhammer vom 24.01.2017 entspricht die 
nunmehr vorliegende Planung (Einreichplan der F2 Architekten ZT GmbH, Schwanenstadt 
vom 02.12.2016) den Intentionen des Naturschutzes und dem zukünftigen Bebauungsplan, 
wenn die Änderung bezüglich der absoluten Baufluchtlinie (ohne Ausnahme) zur Promenade 
eingehalten wird. 
Das Ansuchen um Bauplatzbewilligung vom 5.12.2016 widerspricht der derzeitigen sowie der 
künftigen Rechtslage. Ein Mängelbehebungsauftrag ist zu erteilen, wobei die 
Bauplatzbewilligung nur über jene Fläche der im Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004 
ausgewiesen Baulandwidmung erteilt werden kann. Der verbleibende südliche Teil des 
Grundstückes Nr. 2036/1, KG. Seewalchen, welcher als Grünland „Grünzug“ ausgewiesen ist, 
ist im Zuge des Bauplatzbewilligungsverfahrens kostenlos an die Gemeinde (öffentliches Gut) 
abzutreten. 

 
GV. Berger fügt hinzu, dass er dies schon im Planungsausschuss gesagt habe, dass es für ihn 
unverständlich sei, dass es hier keine Möglichkeit gegeben habe einen Konsens zu finden mit dem die 
Gemeinde und der Konsenswerber leben können. In den Berichten habe er gelesen, dass das Tempo 
offensichtlich verschärft werde. Dies mache das Ganze sicherlich noch schwieriger. Die Situation habe 
sich aber nicht geändert und die SPÖ-Fraktion werde sich der Stimme enthalten. Man hoffe immer 
noch, dass es eine vernünftige Lösung geben könne mit der beide Seiten leben können. 
 
GV. Hauschildt-Buschberger fügt an, dass in den Berichten des Bürgermeisters stehe, dass es noch 
eine Konsenslösung geben könne. Soweit sie das verstehe sei mittlerweile durch die Familie 
Baumeister Ing. Hartl – vertreten durch die Anwälte – eine Säumnisbeschwerde im Bezug auf den 
Baubewilligungsantrag eingebracht und der Antrag an das Landesverwaltungsgericht gestellt worden 
über den Antrag des Herrn Hartl auf Erteilung einer Baubewilligung zu entscheiden, eine mündliche 
Verhandlung durchzuführen und dem Antragsteller die Baubewilligung antragsgemäß zu erteilen. 
Weiters werde in dem Schreiben mitgeteilt, dass gegen den Bürgermeister ein Amtshaftungsverfahren 
eingeleitet werden wird. Sie habe das heute erst gelesen. Jetzt frage sie sich schon, wo da noch eine 
Konsenslösung herkommen könne. 
 
GV. Berger fügt hinzu, dass auch er auf diesen Bericht Bezug genommen habe. Er habe gesagt, dass 
es ihm leid tue, dass sich das Tempo hier wesentlich verschärft habe. Er halte es nicht für sinnvoll 
solche Wege zu beschreiten. Er glaube, dass es im Vorfeld Lösungsansätze gegeben habe. Es habe 
offensichtlich auch einmal einen Vorschlag gegeben, dass man Grundbuchseinträge mache um immer 
einen öffentlichen Zugang zu haben.  
Offensichtlich seien die Situationen so verschärft worden, und wenn es eine Konsenslösung geben 
könnte, dann könne man vom Konsenswerber hoffen, dass diese Bösartigkeiten bzw. diesen bösen 
Weg vielleicht auch zurücknehme. Er glaube, da es sich so verhärtet habe, dies schwierig sei. Die 
Situation bzw. die Meinung habe sich aber nicht geändert, dass es für Seewalchen besser sei wenn es 
zwischen der Gemeinde und dem Konsenswerber eine vernünftige Lösung gebe, die nicht über 
Gerichte laufen müsse weil man dann automatisch irgendwann in der Zeit der Landesausstellung sei. 
Er wolle zu diesem Zeitpunkt keine Baustelle haben. 
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Vbgm. Haberl merkt an, dass auch sie für einen Konsens sei. Sie werde sich aber der Stimme enthalten. 
 
GR. Blaikner bevorzuge ebenfalls den Weg des Dialoges und sie glaube, alle an einen Tisch und ein 
friedliches Miteinander – dabei können alle profitieren. Sie werde sich ebenfalls der Stimme enthalten. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag zu TOP 18 a) durch 
Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 21 Stimmen ÖVP-Fraktion: 10 ohne Haberl, Blaikner, Egger 

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion: 4  

 

Stimmenthaltungen 10 Stimmen ÖVP-Fraktion: 3 Haberl, Blaikner, Egger 

   SPÖ-Fraktion: 7  

 
 
 
Zu TOP 18 b) 
Von der ISG-wohnen, Ried im Innkreis wurde eine Projektstudie mit Datum vom 9.1.2017 betreffend 
die zukünftige Bebauung des Grundstückes Nr. 2036/4, KG. Seewalchen vorgelegt. 
 
Nunmehr wäre von der Behörde zu prüfen, ob die vorgelegte Projektstudie der ISG-wohnen, Ried i.I. 
vom 9.1.2017 betreffend den Abbruch des bestehenden Spar Marktes mit anschließendem Neubau auf 
dem Grundstück Nr. 2036/4, KG. Seewalchen weder der derzeitigen noch der künftigen Rechtslage 
widerspricht. 
Dazu wurde eine Stellungnahmen des Ortsplaners Arch. DI. Erich Deinhanmer mit Datum vom 
20.01.2017 eingeholt. 
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt zu TOP 18 b) den Antrag,  

auf Grund der mehrheitlichen Empfehlung des Planungsausschusses sowie der 
Stellungnahme des Ortsplaners Arch. DI. Erich Deinhammer vom 20.01.2017 entspricht die 
vorgelegte Projektstudie vom 09.01.2017 der ISG-wohnen, Ried aufgrund der Baumasse und 
Höhenentwicklung in dieser Form dem zukünftigen Bebauungsplan und wird im 
Bebauungsplan Berücksichtigung bzw. Möglichkeit zur Umsetzung finden. 
 
Der verbleibende südliche Teil des Grundstückes Nr. 2036/4, KG. Seewalchen, welcher als 
Grünland „Grünzug“ ausgewiesen ist, ist im Zuge des Bauplatzbewilligungsverfahrens 
kostenlos an die Gemeinde (öffentliches Gut) abzutreten. 

 
GR. Kölblinger fragt nach, dass ja geplant sei das Spargebäude für die Landesausstellung zu nutzen. 
Eigentlich solle dieser Umbau ja nachhaltig sein. Man plane aber jetzt bereits, dass dies dann wieder 
abgerissen werde. Da werden € 100.000,00ende investiert für 6 Monate. Etwas seltsam finde sie das 
schon.  
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag zu TOP 18 b) durch 
Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 18 Stimmen ÖVP-Fraktion: 11 ohne Blaikner, Egger 

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion:   

 

Stimmenthaltungen 13 Stimmen ÖVP-Fraktion: 2 Blaikner, Egger 

   SPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion: 4  
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19. Bebauungsplan „Bürogebäude Fa. IBZ“  
Grundsatzbeschlussfassung 

 
PlanA-Obmann Mayrhofer: 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 29.09.2016 die  Flächenwidmungsplanänderung Nr. 94 samt 
Änderung Nr 31 des ÖEK beschlossen. Der Akt wurde zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung 
vorgelegt. 
 
Im Zuge einer Besprechung mit Herrn Hofrat Mag. Sochatzy am 9.1.2017 in Linz wurde für eine etwaige 
Genehmigung der beantragten Flächenwidmungsplanänderung samt ÖEK-Änderung die gleichzeitige 
Erstellung eines Bebauungsplanes für das betroffene Grundstück sowie ein Lokalaugenschein bzw. 
abschließende Abklärung mit dem Gewässerbezirk Gmunden angeregt. 
 
Die Kosten in der Höhe von € 2.688,00 für die Erstellung des geforderten Bebauungsplanes als 
Voraussetzung für die geplante Umwidmung sollen von der Industriebauzone übernommen werden. 
Mit Schreiben vom 17.01.2017 wurden vom Amt der Oö. Landesegierung abermals Versagungsgründe 
mitgeteilt und der Gemeinde binnen 16 Wochen nach Erhalt des Schreibens die Gelegenheit zur 
Abgabe einer Stellungnahme eingeräumt. 
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses als Voraussetzung für 
die Genehmigung der geplanten Flächenwidmungsplanänderung das Verfahren auf 
Erstellung eines Bebauungsplanes einzuleiten.  
 
Die Kosten für die Erstellung des Bebauungsplanes entsprechend der Honorarberechnung    ( 
€ 2.688,00 incl. Mwst.) des Ortsplaners Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding, vom 
20.01.2017 sind von der Fa. IBZ zu übernehmen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
20. Bebauungsplan Nr. 19 „Obermairgründe“; Änderung   

Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Änderung im Bereich des Grundstückes Nr. 2388/90, 
KG. Seewalchen  

 
PlanA-Obmann Mayrhofer: 
Die Familie Helga und Manfred Kirchmair, 4863 Martin-Luther-Straße 7 hat mit Eingabe vom 
07.09.2016 um Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 19 „Obermaiergründe“ betreffend 
das Grundstück Nr. 2388/90, KG. Seewalchen angesucht. 
 
Der Wunsch wird dahingehend begründet, dass die Realisierung des Projektes „Neubau Wohnhaus 
mit Garage“ lt. Planverfasser: Zeichenstudio Gerald Födinger vom 13.08.2016 ermöglicht werden soll.  
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses das Verfahren auf 
Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 19 „Obermaiergründe“ auf Grundlage 
der Stellungnahme des Ortsplaners DI. Erich Deinhammer, Eferding vom 21.10.2016, 
einzuleiten. Die umliegenden nicht bebauten Grundstücke sind in die Änderung mit 
aufzunehmen 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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21. Bebauungsplan Nr. 60 „Schuller“;  
Beschlussfassung des Bebauungsplanes Nr. 60 „Schuller“ des Arch. DI. Erich Deinhammer, 
Eferding vom 16.06.2016 (Grundsatzbeschluss vom 14.04.2016) 

 
PlanA-Obmann Mayrhofer: 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Raumordnung wurde mit Schreiben vom 06.12.2016 mitgeteilt, 
dass durch die Planung überörtliche Interessen im besonderen Maß nicht berührt werden und daher 
eine Vorlage zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung gemäß § 34 Oö. ROG 1994 nicht erforderlich ist. 
Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses den Bebauungsplan Nr. 
60 „Schuller“ des Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 16.06.2016 zu beschließen 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
22. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004, Änderung Nr. 95; ÖEK Nr. 1, Änderung Nr. 32 

Beschlussfassung der Änderung des Planentwurfes betreffend die Umwidmung einer Teilfläche 
des Grundstückes Nr. 75/6 inkl. Baufläche .300, KG. Litzlberg von Sondergebiet des Baulandes 
„Tourismusbetrieb“ in Bauland „Dorfgebiet“ (Grundsatzbeschlussfassung vom 30.06.2016) 

 
PlanA-Obmann Mayrhofer: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren wird seitens der Abt. Raumordnung der Oö. Landesregierung 
mit Schreiben vom 11.11.2016 mitgeteilt, dass auf Grund der naturschutzfachlichen Stellungnahme die 
Baulandflächen im nördlich ansteigenden Hangbereich noch zu reduzieren sind um eine – gegenüber 
der aktuellen Ausgangslage – Verstärkung der Eingriffswirkung möglichst ausschließen zu können. 
Seitens der Öst. Bundesforste AG wird die geplante Umwidmung mit Schreiben vom 27.09.2016 zur 
Kenntnis genommen. Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wird mitgeteilt, dass die Änderung bei 
Einhaltung der Auflagen des Schreibens vom 24.1.2017 nicht im Widerspruch zum öffentlichen 
Interesse am Schutz vor Wildbachgefahren steht. Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt.  
Seitens des Ortsplaners wird mit fachlicher Stellungnahme vom 20.01.2017 empfohlen, die 
Dorfgebietswidmung 3 m nördlich des Bestandes zu begrenzen um den Ersatzbau möglichst weit 
abgerückt vom See, insbesondere auch bezüglich des HW-Rückstaubereichs zu situieren. 
Dem Betroffenen (Umwidmungswerber) wurde die Planänderung zur Kenntnis gebracht. Dieser ist mit 
der Planänderung einverstanden.  
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses die Änderung Nr. 95 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 samt ÖEK Änderung Nr. 32 entsprechend der 
Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 14.07.2016, korr. 
03.02.2017 in Verbindung mit der Stellungnahme vom 20.01.2017, zu beschließen 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Neubau Volksschule  

Übertragungsverordnung  
 
Bgm. Reiter: 
Gemäß Punkt 5.3. des Generalübernehmervertrages mit der GSG hat der Auftragnehmer vor jeder 
Auftragserteilung den Auftraggeber (Gemeinde) über den zu vergebenden Auftrag und die 
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beabsichtigte Einholung von Angeboten und in weiterer Folge über die eingelangten Angebote, 
insbesondere über das für den Zuschlag in Aussicht genommene Angebot zu informieren und die 
Zustimmung des Auftraggebers für die konkrete Auftragsvergabe einzuholen.  
Da Zustimmung eventuell in kurzen Zeitabständen erteilt werden müssen, Gemeinderatssitzungen 
jedoch nicht monatlich stattfinden, wäre eine Übertragung des Zistmmungsrechtes an den 
Gemeindevorstand zweckmäßig.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorliegende Übertragungsverordnung zu beschließen 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 2 
 
Kulturausschuss 

Nachwahl 
 
Bgm. Reiter: 
Johannes Vogel legte aus beruflichen Gründen mit Schreiben vom 15.2.2017 mit sofortiger Wirkung 
seine Funktion als Ersatzmitglied im Kulturausschuss zurück. 

 
Von der ÖVP-Fraktion liegt ein gültiger Wahlvorschlag für das Ersatzmitglied im 
Kulturausschuss, lautend auf Dr. Oskar Vogel vor.  
 
Abstimmungsergebnis der ÖVP-Fraktion durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
23. Allfälliges 
 
a) GR. Hoyer glaubt, dass es für die Gemeinde Seewalchen höchst an der Zeit sei sich um ein 

größeres Industriegewerbegebiet zu bemühen. Wenn man sich die Gemeinde Schörfling oder 
Gemeinde Gampern anschaue, dann komme einem betreffend Seewalchen die Tränen. Man 
brauche ohnehin für das ASZ einen neuen Grund – welcher mit 7500 m² relativ groß sei – und er 
denke dabei an ein Grundstück mit 30 – 40.000 m². Er denke da an das Grundstück vis a vis des 
derzeitigen ASZ. Natürlich müsse man prüfen, wie weit man mit den Bebauungen herankommen 
dürfe. Er glaube aber, dass die Gemeinde ein solches Grundstück kaufen solle und erschließen. 
Gegebenenfalls auch mit Fremdfinanzierung.  
Das Geld sei derzeit ohnehin sehr günstig. Damit könne man dann jederzeit ein Grundstück für 
Gewerbe zur Verfügung haben. Nur so gehe das. Man sehe das in Schörfling – er sei damals dabei 
gewesen und habe für die Gemeinde Schörfling die Erschließung geplant – dies sei dann 
durchgeführt worden und jetzt sei das Gebiet voll. Das selbe gelte auch für Gampern. Er ersuche 
alle Fraktionen diesbezüglich einen gemeinsamen Weg zu gehen. Mit dem Bürgermeister habe 
man schon gesprochen und es sei zugesagt worden, mit dem Grundeigentümer in Kürze zu 
verhandeln. GV Hemetsberger Rudolf habe auch schon mit einem Grundeigentümer gesprochen 
und eine prinzipielle Bereitschaft festgestellt. 

 
b) GR. Gierlinger habe eine Anfrage einer Mitarbeiterin des Rudervereines welche das Kinderturnen 

betreue. Es gehe um die Reinigung. Eine Reinigung vor dem Turnunterricht sei umsonst, weil wenn 
die Eltern die  Kinder bringen, sei wieder alles verschmutzt – vor allem im Winter. Auch verschiebe 
sich der Beginn des Turnens nach hinten und in der letzte Turneinheit – in der die Erstklässler 
turnen – sei das Ende um 18:30 Uhr. Dies führe die Familien in der Abendgestaltung etwas in Streß. 
Es gebe jetzt die Anfrage, ob die Reinigung nicht ausgesetzt werden könne – vielleicht am nächsten 
Tag vormittag. Er wisse nicht, ob das durchführbar sei.  
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Der Amtsleiter antwortet, dass es diese Diskussion schon gegeben habe. Man müsse 1x / Tag den 
Turnsaal reinigen. Die Turnsäale sind durch die Vereine am Abend durchgehend besetzt. Am 
nächsten Tag um 7:45 Uhr sei die erste Turnstunde der Schulen und dann sei der Turnsaal 
durchgehend besetzt. Also am vormittag sei eine Reinigung aus diesem Grund nicht möglich, auch 
habe man am vormittag kein Reinigungspersonal. Das Reinigungspersonal sei von 13:00 – 19:00 
Uhr. Man brauche ca. 1 Stunde zum Reinigen des Turnsaal. Man schaue, dass man die Reinigung 
innerhalb der Dienstzeit so verschiebe, dass man auf alle Wünsche Rücksicht nehmen könne. Aber 
irgendwann müsse man diese Stunde reinigen. Ab 22:00 Uhr sei eine Reinigung durch 
Fremdpersonal eventuell möglich. 

 
c) GR. Gierlinger merkt zu Punkt 10 an, dass sich die Gemeinde zu Vereinsförderung, Kulturförderung, 

Weitwanderweg, Tourismusförderung und auch Feuerwehrförderung bekenne. Dies finde man 
auch gut und unterstütze das – auch mit erheblichen Zuschüssen – aber gerade bei Sommerhort 
gehe es um Beruf und Familienvereinbarkeit. Wenn man sich das als Gemeinde leisten wolle und 
im Sommer anbiete, dann sei für ihn diese Mindestteilnehmerzahl ein Knackpunkt. Dies sei voriges 
Jahr schon ein Thema gewesen.  
Es sei klar, wenn man die Mindestteilnehmerzahl nicht zusammenbringe, dann habe man ein 
Problem mit der Landesförderung. Dabei gehe es jedoch um ein paar Tausend Euro, dies sei ihm 
schon klar, nur wenn man dies im Verhältnis zu anderen Vereinsförderungen welche man sich als 
Gemeinde leiste, stelle dann sollte man bei dieser Förderung nicht eine Mindestteilnehmeranzahl 
vorschreiben. Dies lasse einige Eltern – welche darauf angewiesen seien – bis April ziemlich in der 
Luft hängen. Er sei dafür eine Mindestteilnehmeranzahl von 5 einzuführen denn 15 Kinder seien zu 
viel.  

 
Der Bürgermeister antwortet, dass man im Vorjahr die Problematik gehabt habe, dass man die 15 
Kinder nicht zusammengebracht habe. Da habe man dann entschlossen, diesen trotzdem 
durchzuführen. Wenn man keine Mindestteilnehmerzahl vorgebe, dann seien es auf einmal wirklich 
nur mehr 5 Kinder. Für diese 5 Kinder sei es dann sicherlich notwendig und wichtig aber dann könne 
man sich frage, ob der Bedarf wirklich so groß sei. 

 
Der Amtsleiter merkt an, dass der Verein Familienzentrum – Träger dieses Projektes – müsse ein 
Ansuchen an das Land OÖ mit Bekanntgabe der Teilnehmerzahl (welcher der GR festlege) stellen. 
Im Gesetz seien es 10 Kinder, man habe jetzt aber 15 Kinder angegeben, weil immer wieder welche 
ausfallen. Wenn man jetzt nur 5 Kinder angebe, dann brauche man gar nicht ansuchen. 

 
d) EG. Mair-Fellner merkt an, dass bzgl. SPAR-Projekt, es den Anschein gemacht habe, man mache 

das als Veräppelung. Dies sei gar nicht im Sinne der GRÜNEN Fraktion gewesen. Sie wisse auch, 
dass die GRÜNE-Fraktion die einzigen in diesem Raum seien, die dieser Meinung sind. Sie wolle 
noch einmal abschließend die Bedenken äußern. Sie finde, diese Wertschätzung habe man 
verdient. GV. Hauschildt-Buschberger habe das alles gut durchgearbeitet und es sei gut durchdacht 
gewesen und keineswegs habe sie jemanden verärgern wollen. Man wolle nur als GRÜNE der 
Verantwortung nachgehen, da man doch für einen Teil der Bevölkerung stehe. Man wolle dies in 
der GRS nochmals abschließend festgehalten haben.  

 
e) GV. Hauschildt-Buschberger fügt hinzu, sie sei etwas in die Historie gegangen. Mag. Kaniak sei ja 

heute leider nicht da. Es habe am 4.7.2007 eine GRS gegeben, welche so ziemlich alles an 
kontraversiellen Themen vereine, die in der Vergangenheit diskutiert worden seie. Da sei unter 
anderem auch das Thema Schule – dabei sei es um Neubau oder Sanierung gegangen – wo dann 
10 Jahre nichts passiert sei dass die Kinder eine sanierte oder neugebaute Schule bekommen. Dies 
sei damals aufgrund der Grundstückübertragung gewesen, welche nicht stattfinden hat können weil 
es eine 2/3 Mehrheit gebraucht hätte.  
Dies sei demokratisch angenommen und akzeptiert worden. Es sei weitergearbeitet worden und 
nun gebe es eine Schulneubauprojekt. Damals sei niemand belächelt worden und sontiges. Es sei 
ein massiver Einschnitt gewesen im Zuge dessen man jetzt auch das Poly verloren habe und über 
die Jahre erhebliche Mehrkosten verursacht worden seien. Dies sei in Ordnung gewesen. Im selben 
Zuge sei es so gewesen, dass die FPÖ der KEG-Lösung nie zugestimmt habe.  
Bis vor Kurzem seien da immer noch Gegenstimmen oder Enthaltungen gekommen. Dies sei eine 
Meinung gewesen, welche man immer akzeptiert habe. Jeder dürfe gem. seiner politischen Coleur 
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auch die Meinung der Wählerinnen und Wähler vertreten. Das Steg-Projekt hätte eine große Marina 
werden sollen, usw. es sei jetzt ein Steg geworden. Da sei auch bis zur letzten Instanz jedes 
Rechtsmittel ausgeschöpft worden. Dies sei alles in Ordnung gewesen. Man habe heute 
festgestellt, dass vom Jahr 2015 bis zum Jahr 2017 die Wogen teilweise hochgegangen seien und 
man werde jetzt abgewürgt. Dies sei heute im Gemeinderat wahrscheinlich das letzte Mal in dieser 
Art und Weise gewesen, bei der man zur Umwidmung des Grundstückes was habe sagen können. 
Man müsse auch sagen – sie habe gestern im Akt entdeckt – man habe ein Natura 2000 Gebiet 
am Attersee, dies liege in der Nähe dieses Grundstückes.  
Da habe man angeben müssen, ob es die 200 m Zone sei. Dieses Kreuz sei im Antrag nicht 
gemacht worden. Es sei eh irrelevant, weil es 236 m seien, aber sie würde darum bitte, wenn auch 
eine kleine Fraktion eine Not sehe und ein Begehr sehe etwas kundzutun, dies auch genau so 
wertzuschätzen. Vielleicht könne man sich für die Zukunft vornehmen – wie auch in anderen 
Gemeinden, Zb Ottensheim – da werde Wert darauf gelegt, dass Politik konsensual zu betreiben. 
Es gebe dies mit Mitteln einer Einberufung zu Versammlungen, zB.Steinbach, wo die 
Bürgermeisterin eine ÖVP-Kollegin an alle Haushalte ein Schreiben geschickt habe und die 
Menschen eingeladen habe, weil es nicht genug gewesen sei die Information nur auf die Homepage 
der Gemeinde zu geben. Es sei auch nicht genug gewesen, dies in der GRS zu diskutieren – man 
habe dort den Punkt abgesetzt. Schlussendlich sei es dann so gekommen, dass jetzt über dieses 
Projekt nochmal nachgedacht werde.  
Man schaue nach Attersee, dort sei jetzt ebenfalls eine große Diskussion betreffend der 
Promenade. Auch in Mondsee gebe es Diskussionen, wo sehr wohl viele Bürgerinnen und Bürger 
gehört und mit einbezogen werden und nicht der Gemeinderat alleine beschließe. Den GRÜNEN 
sei es nun mal wichtig, bei Umwidmungsanträgen, bei Versiegelungen von Flächen usw. sehr 
achtsam sei. Wenn man schon Boden versiegeln müsse, dann solle man sich diese Projekte schon 
sehr gut überlegen. Das alleine sie der Wunsch und das Begehr gewesen. Sie bitte alle noch mal 
in sich zu gehen, es sacken zu lassen und die GRÜNE-Fraktion sei nie diejenige gewesen, welche 
jemanden belächelt oder abgewürgt habe. Man habe auch nie den Antrag auf Ende der Debatte 
gestellt, wenn es wirklich noch um das Thema gegangen sei – auch wenn es schon 10 x gehört 
worden sei, es noch ein 11tes Mal zu hören.  

 
f) GV. Berger fügt hinzu, dass er bzgl. SPAR-Projekt seine positiven Argumente gerne beim Punkt 

gebracht hätte. Er sei froh, dass die Entscheidung heute so gefallen sei und er glaube, dass es für 
Seewalchen eine gute Entscheidung sei. Man sollte gemeinsam versuchen, diese Lösung nach 
außen zu tragen. GV. Hauschildt-Buschberger habe angeschnitten, dass die SPÖ-Fraktion die 
Meinung bei der Schule umgedreht habe. Man habe damals versucht einen politischen Konsens zu 
finden und dies sei gelungen. Es sei nicht gut, in der Öffentlichkeit Dinge schlecht zu machen oder 
nur einseitig darzustellen. Dies sei das Problem. Man sei auf einem guten Weg und man solle 
gemeinsam Lösungen finden um in 2 Jahren zu sagen es sei doch ein ordentliches Projekt 
geworden. Irgendwann sollte man akzeptieren, dass es politische Meinungen und Mehrheiten gebe. 
Die SPÖ-Fraktion hätte auch manchmal gerne andere Meinung oder eine andere Mehrheit in 
verschiedenen Punkten. Dies sei eben Demokratie und so sehe man das. 

 
g) GR. Vogel O. informiert, dass am 31.3.2017 ein Termin freigehalten werden solle. Da gebe es die 

25-Jahr Feier Gesunde Gemeinde. Da man im Gemeinderat so wenig zu lachen habe, gebe es nur 
eine kurze Ansprache und nachher ein Kabaret. Einladung folgt. 

 
h) GR. Seiringer-Gaubinger merkt an, dass er heute mit Holzarbeiten im Hainingerbach beschäftigt 

gewesen sei. Dabei habe er festgestellt, dass der Fußweg welcher von den Wanderern benutzt 
werde, noch eine relativ dicke Eisschicht habe. Morgen solle es ja wieder regnen und dies sei sehr 
gefährlich. Vielleicht könne die Gemeinde da mit Split durchfahren. 
Da die Landwirtschaft immer in Verbindung mit der Flächen-Versiegelung gebracht werde: Der 
Zugang der Landwirtschaft in erster Linie sei der, dass grundsätzlich der Grund und Boden sei für 
die aktive Zeit nur geliehen. Man habe diesen im gleichen Ausmaß und Zustand an die nächste 
Generation weiterzugeben. Wenn das immer so gewesen wäre, dann möchte er wissen, wieviele 
jetzt da herinnen sitzen würden. Dann wäre Seewalchen jetzt ein idyllisches Bauerndorf, wie es in 
den 50er Jahren gewesen sei. Es habe immer wieder Grundverkehr gegeben. Er glaube auch, dass 
kompetente Personen in den Ausschüssen sitzen und es gebe auch die Abstimmungen welche 
demokratisch erfolgen. Er habe erst vor Kurzem im Mühlviertel beruflich zu tun gehabt und sei da 
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die Mühlkreisautobahn bis Freistadt gefahren. In 1,5 Stunden sei man in Freistadt. Auf der anderen 
Seite sehe man, dass die schönsten Grundstück durch die Autobahn in der Mitte durchgeschnitten 
seien. Dies sei so, denn jeder wolle in kurzer Zeit von A nach B kommen. Leider finde nicht jeder 
einen Arbeitsplatz in Seewalchen und so müsse man pendeln. Bei uns sei es dasselbe. Wenn man 
nicht die Umfahrung außerhalb des Viaduktes habe, so müssten alle durch den Ort Seewalchen 
fahren.  
Man habe auch schon gesehen, dass die Anton-Bruckner-Straße sehr gelegen komme. In der 
Landwirtschaft befasse man sich sehr intensiv mit Strukturwandel und man sei diesem – ob man 
wolle oder nicht – ausgesetzt. Auch im privaten Bereich seien immer 2 Personen erwerbstätig und 
genauso sei es mit der Ernährung – alles verändere sich. Darum müsse man so manches zulassen, 
ob man wolle oder nicht. 

 
i) GR. Egger merkt an, dass man bis zum Ende der letzten Legislaturperiode die Gemeinderats-

protokolle immer auf der Website gehabt. Er habe was nachschauen wollen und diese nicht mehr 
gefunden. Der Amtsleiter habe ihm das sehr logisch und nachvollziehbar erklären können. Es habe 
damals Grundstücksspekulanten gegeben, welche da nachgeschaut haben und sich dann dort auf 
die Fersen geheftet haben. Im gleichen Zug wisse er, dass erst in der letzten Zeit die Protokolle 
online gestellt werden. Wenn man heute schaue, dann sehe man die Vorlage, welche jeder zur 
Sitzung bekomme. Da stehe jede Parzelle, jedes Detail drinnen. Das Argument sei deshalb für ihn 
schlecht nachvollziehbar. Natürlich habe es einen Grund gegeben. Man solle da vielleicht nochmal 
prüfen bzw. nachschauen, ob man das nicht auf irgendeine Art und Weise lösen könne. 

 
Der Amtsleiter antwortet, dass es ein Unterschied sei, ob man sich Daten beschaffe oder Daten 
weitergebe. Die Beschaffung der Daten für einen Gemeinderatsitzungsakt sei kein Problem. Heute 
sei eine öffentliche Sitzung, und wenn jemand als Zuhörer mitschreibe, was z.B. GR. Mayrhofer 
vorlese, sei genau das selbe wie wenn man morgen oder in einem Monat das Protokoll lese. Die 
Weitergabe der Daten sei interessant. Die Gemeinde dürfe die Daten nicht weitergeben. Dies sei 
verboten. Man dürfe Daten ermitteln und verwenden aber nicht weitergeben. Weitergeben heiße 
veröffentlichen – in der Zeitung, auf der Homepage. Man habe eine Anfrage gestellt bei der 
Datenschutzbehörde. Eine detailierte Anfrage – bzgl. Veröffentlichung der Protokolle auf der 
Homepage der GRÜNEN - laufe zur Zeit. Wenn ja, dann dürfe das jede Fraktion machen und wenn 
nein, dann sei dies ein Verstoß gegen das Datenschutzgesetz. 

 
GR. Egger merkt an, dass wenn nein es vielleicht sinnvoll sei eine Dropbox einzurichten in die alle 
Gemeinderäte Zugriff haben. 

 
j) GR. Vogel O. merkt an, dass die Homepage aktualisiert werden solle. 
 
k) GR. Kölblinger merkt an, dass vor 3 Jahren ein Dorfentwicklungsverein mit dem Ziel Seewalchen 

liebenswerter, lebenswerter und schöner zu machen gegründet worden sei. Was passiere jetzt – 
man bekomme einen Spar in die Ortseinfahrt und was man bereits schon habe, sei dieses 
grässliche Projekt der Wohnzone auch in der Ortseinfahrt. Dies sei in dieser Form indiskutabel. 
Wenn das woanders stehen würde – warum nicht – aber an diesem Platz passe es überhaupt nicht 
hinein und erdrücke die armen Nachbarn die daneben wohnen. Am Aussichtsweg habe man keine 
Sonne mehr und in der Feldstraße werde man durch riesige Mauern erdrückt. Dies solle familien- 
und kinderfreundlich sei. Für wen seien diese hochpreisigen Wohnungen mit € 6.000,00 / m²? Für 
Zweitwohnungsbesitzer? Einer werde angemeldet und die anderen seien 3 Wochen im Jahr da. 
Dies sei Realität. Wer könne sich denn so eine Wohnung leisten? Diese 5 Wohnungen wo fast nie 
jemand da sei – haben dann eine Aussicht. Alle anderen eine deraritge Veringerung der 
Lebensqualität und auch Wertverlust der Häuser derer die schon jahrzehntelang da wohnen. Dies 
werde alles bewilligt. Warum habe es da keinen Bebauungsplan gegeben? Warum dürfe man da 
bauen wie man wolle? Es sei nur 10 m von den kleinen Häusern am Aussichtsweg entfernt. Sie 
möchte wissen, wer sich so etwas neben sich hinbauen lassen würde. Dies sei absolut indiskutabel. 
Man tue immer nur für die die Geld machen und die die Geld haben aber die Leute die schon da 
seien, seien uninteressant. Sie wolle auch noch einen bösartigen Vorschlag machen, da der 
Aussichtsweg nur mehr für ganz wenig Erlesene eine Aussicht biete, würde sie vorschlagen diesen 
Aussichtsweg umzutaufen auf „Johann-Reiter-Weg“ oder wie ihr ein netter Seewalchener Bürger – 
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welcher kein GRÜNER sei – vorgeschlagen habe „Johnny-Reiter-Gedächtnisweg“, damit auch noch 
die nachfolgenden Generation wissen, welcher Ära man dies zu verdanken habe. 

 
 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung  
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 15.12.2016 wurden keine Einwendungen erhoben.  
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:00 Uhr.  
  
 
 

Der Schriftführer:                    Der Vorsitzende:  
 
  
........................................................             ........................................................  
         (AL. Hans Schmidt )                   (Bgm. Mag.Reiter Johann)  
 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit gem. § 54 Abs. 5 Oö. Gemeindeordnung, dass gegen die 
vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom 27.4.2017 von Frau GV. Hauschildt-Buschberger 
Einwendungen erhoben wurden. Den Einwendungen wurde mehrheitlich nicht Rechnung getragen.  
Die Verhandlungsschrift gilt daher im Sinne des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt.  
 
 
  

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Mag. Johann Reiter) 
 
 
 
 
  

Für die SPÖ-Fraktion:                 Für die ÖVP-Fraktion:  
 
  
  
........................................................              ........................................................  

(GV. Ing. Kurt Berger)                    (GV. Markus Kitzberger)  
 
  
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                  Für die GRÜNE-Fraktion:  
 
 
  
 
........................................................              .......................................................  

(GV. Rudolf Hemetsberger)               (GV. Claudia Hauschildt-Buschberger)  


